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Traumabitur 1,0 – Woher kommt Sachsens Bildungselite?  3
Katharina Heisig, Felix Rösel und Julia Sonnenburg

Die Zahl der Abiturienten mit der Abschluss-Traumnote 1,0 steigt seit Jahren. Wir nutzen neuartige Daten auf der Ebene ein-
zelner Schulen in Sachsen und untersuchen, ob Urbanität, Schulträgerschaft sowie Wettbewerbsaspekte diese Zunahme 
 erklären können. Wir finden hierbei weder Unterschiede zwischen Stadt und Land, noch zwischen öffentlichen und privaten 
Schulen. Allerdings ist in Schulen mit höherem Wettbewerbsdruck, gemessen an der räumlichen Entfernung zur nächst-
gelegenen Schule, der Anteil von Absolventen mit 1,0-Abschluss in den vergangenen Jahren stärker angestiegen. Den generel-
len Trend zu exzellenten Schulabschlüssen können wir hierdurch jedoch nicht erklären.

Effekte von Änderungen der Grunderwerbsteuer – Ein Überblick über die Ergebnisse   
internationaler Studien 9
Carolin Fritzsche und Lucas Rohleder

In diesem Beitrag fassen wir Forschungsergebnisse aus der Literatur zu den Effekten der Grunderwerbsteuer zusammen. Viele 
 Studien zeigen, dass Steuererhöhungen mit deutlichen Preisrückgängen einhergehen und die Traglast überwiegend bei den Ver-
käufern liegt. Höhere Grunderwerbsteuern senken außerdem meist die Anzahl der Transaktionen. Entsprechend kann auch gezeigt 
werden, dass der Anstieg der Steuereinnahmen bei einer Grunderwerbsteuererhöhung unterproportional ist. Nicht eindeutig sind 
hingegen die Ergebnisse zu Auswirkungen auf das Spekulationsverhalten.

Was wäre wenn… die Rote Armee im Sommer 1945 Ostdeutschland wieder verlassen hätte?  
Eine Antwort aus der Steiermark  15 
Christian Ochsner

Ein Teil des heute noch vorhandenen ökonomischen Rückstandes von Ostdeutschland im Vergleich zu Westdeutschland kann 
direkt auf die Nachkriegswirren des 2. Weltkrieges zurückgeführt werden. Die Ankunft der Roten Armee in Zentral- und Ost-
europa führte sowohl zu großen Fluchtbewegungen als auch zu Demontagen durch die Rote Armee und zu Plünderungen 
durch ihre Soldaten. Wie jüngste Forschungsergebnisse zeigen, sind die ökonomischen Folgen der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit noch heute nachweisbar. Die in diesem Beitrag vorgestellte Studie legt somit nahe, dass ostdeutsche Regionen selbst 
dann dauerhaft ökonomisch geschwächt worden wären, wenn sich die Rote Armee im Sommer 1945 gänzlich aus diesen 
 Gebieten zurückgezogen hätte und es nie zu einer Teilung Deutschlands gekommen wäre.

Regionale Unterschiede der Netzentgelte   24
Fabian Hinz und Dominik Möst

Neben den tiefgreifenden Veränderungen bei der Stromerzeugung stellt die Energiewende vor allem die Bereiche Strom-
übertragung und -verteilung vor große Herausforderungen. Notwendige Investitionen in die Netzinfrastruktur führen zu einer 
Steigerung der Netznutzungsentgelte, die von den Stromkunden für die Bereitstellung des Netzes entrichtet werden müssen. 
Eine modellgestützte Analyse zeigt, dass die Regionen im Norden und Osten Deutschlands von dieser Steigerung besonders 
stark betroffen sind. Regulatorische Anpassungsoptionen, wie die Vereinheitlichung der Übertragungsnetzentgelte sowie die 
Streichung der vermiedenen Netznutzungsentgelte, die im Netzentgeltmodernisierungsgesetz beschlossen wurden, können 
diese Entwicklung abmildern. Für eine stärkere Entlastung der betroffenen Regionen müssten allerdings weitergehende Maß-
nahmen, wie beispielweise ein Tarifkorridor oder ein einheitliches Entgelt für Endkunden eingeführt werden.
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Ausbildungsbetriebe in Sachsen kämpfen zunehmend mit Besetzungsschwierigkeiten. Maßgeblich dafür sind zwei Gründe: 
Erstens streben sächsische Schüler seit einigen Jahren zunehmend eine Hochschulzugangsberechtigung an. Zweitens stim-
men die berufliche Orientierung derjenigen, die sich für eine Berufsausbildung entscheiden, und die Berufsangebote der 
 Ausbildungsbetriebe nicht immer überein. Zusätzlich scheinen qualifikatorische Ungleichgewichte die Besetzungsschwierig-
keiten zu verschärfen.
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nomischen Hintergrund der Schüler oder auf vorhandene 
Schulcharakteristika erlauben. In unserem Beitrag fokus-
sieren wir uns auf Letztere. Neuartige Daten auf Mikroebene 
ermöglichen es uns, den Einfluss folgender drei Dimen-
sionen zu untersuchen: Urbanität, Schulträgerschaft sowie 
Wettbewerbsaspekte zwischen den Schulen. Unsere Ergeb-
nisse zeigen, dass in Schulen mit höherem Wettbewerbs-
druck, gemessen an der räumlichen Entfernung zur nächst-
gelegenen Schule, der Anteil an Absolventen mit 1,0-Ab-
schluss in den vergangenen Jahren stärker angestiegen ist. 
Unterschiede zwischen Stadt und Land sowie zwischen 
 öffentlichen und privaten Schulen spielen hingegen eine 
eher untergeordnete Rolle. Selbst unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Schulcharakteristika beobachten wir, 
dass die Wahrscheinlichkeit eines 1,0-Abschlusses von 2012 
gegenüber 2016 zugenommen hat. Dies kann sowohl ein 
 Hinweis auf eine inflationäre Notenvergaben, als auch auf 
bessere Leistungen der Schüler zurückzuführen sein. Eine 
genaue Ursachenanalyse bleibt allerdings der künftigen For-
schung vorbehalten.

Determinanten von bilDungsexzellenz

Zunächst diskutieren wir den theoretischen Hintergrund bzw. 
den Stand der empirischen Forschung zu den Determinanten 
schulischer Leistungen, insbesondere von Bestleistungen. 
 Innerhalb der Literatur werden verschiedene Dimensionen 
betrachtet: schulbezogene und institutionelle Faktoren, Wett-
bewerbsaspekte sowie schülerbezogene Faktoren und fami-
liäres Umfeld (vgl. Hanushek und Wößmann 2017). In  unserem 
Beitrag betrachten wir Daten auf Schulebene und fokussie-
ren uns folglich insbesondere auf schulische und institutio-
nelle Faktoren, die wir zunächst diskutieren.

Im Sommer dieses Jahres gab es erneut Anlass zum Feiern: 
Insgesamt 273 Schulabsolventinnen und -absolventen ha-
ben in Sachsen ihr Abitur bzw. ihre Fachhochschulreife mit 
der Traumnote 1,0 abgeschlossen (vgl. SMK 2017a). Im Ver-
gleich zum vergangenen Schuljahr entspricht dies einer 
Steigerung von mehr als 30 % (2016: 191 Schüler mit der 
Note 1,0). Das Erreichen der Abitur-Bestnote hat eine hohe 
Symbolkraft für die Schüler, wie auch für ihre ehemaligen 
Schulen. Schul absolventen mit der Traumnote 1,0 werden 
in Sachsen traditionell im Landtag ausgezeichnet. Lokal-
zeitungen in allen Bundesländern berichten dazu regel-
mäßig über Absolventen mit der Abschlussnote 1,0 und ihre 
Schulen.

Ein Blick auf die Zahlen der Kultusministerkonferenz 
verdeutlicht, dass der Anteil von 1,0-Abschlüssen in Sachsen 
bereits seit geraumer Zeit ansteigt. Lag der Anteil der Ab-
solventen im Jahr 2006 bei rund 0,8 %, beläuft sich dieser  
im Jahr 2015 auf nunmehr 1,4 % (vgl. Abb. 1). Im regio - 
nalen  Vergleich zeigt sich dabei für alle Bundesländer ein 
ähn licher Trend,  wobei die Anteile an 1,0-Abschlüssen teil- 
weise deutlich auseinanderfallen. Thüringen ist der Aus-
reißer in Abbildung 1 und weist einen besonders hohen An-
teil an 1,0-Absolventen auf. Anlässlich der regionalen Unter-
schiede wird politisch  zunehmend die Vergleichbarkeit von 
Abiturnoten zwischen den Ländern, die damit verbundene 
Chancengleichheit bei der Aufnahme eines Studiums und 
die  „Inflation“ von Best noten diskutiert.1 Zeitgleiche Prü-
fungen mit Aufgaben aus  einem gemeinsamen Aufgaben-
pool oder einheitliche Regelungen zur Einbringungspflicht 
von Kurshalbjahresergebnissen sollen die Vergleichbarkeit 
der Abschlüsse zwischen den Ländern erhöhen (vgl. hierzu 
SMK 2017b, 2017c).

In diesem Beitrag knüpfen wir an die laufende politische 
Debatte an und untersuchen, welche Faktoren den Anstieg  
an 1,0-Abschlüssen im Zeitverlauf erklären können. Im bil-
dungsökonomischen Kontext sind dabei jene Faktoren von 
besonderem Interesse, die Rückschlüsse auf den sozioöko-
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Die Zahl der Abiturienten mit der AbschlussTraumnote 1,0 steigt seit Jahren. Wir nutzen neuartige 
 Daten auf der Ebene einzelner Schulen in Sachsen und untersuchen, ob Urbanität, Schulträger 
schaft  sowie Wettbewerbsaspekte diese Zunahme erklären können. Wir finden hierbei weder Unter
schiede zwischen Stadt und Land, noch zwischen öffentlichen und privaten Schulen. Allerdings ist  
in Schulen mit höherem Wettbewerbsdruck, gemessen an der räumlichen Entfernung zur nächst
gelegenen Schule, der Anteil von Absolventen mit 1,0Abschluss in den vergangenen Jahren stärker 
angestiegen. Den generellen Trend zu exzellenten Schulabschlüssen können wir hierdurch jedoch 
nicht erklären.
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führen dieses Ergebnis darauf zurück, dass der Effekt 
vornehmlich durch die höhere Anzahl an Schulklassen 
auftritt, die eine stärkere und letztlich leistungserhöhende 
Fähigkeitssegregation der Kinder ermöglicht. Dass kein 
direkter Effekt der Klassengröße auf die schulische Leistung 
existiert, wird von Hoxby (2000) und Wößmann (2016) bestä-
tigt. Wößmann (2016) argumentiert zudem, dass der Klassen-
größeneffekt von der Qualität der Lehrfähigkeit der Lehrer 
abhängt. „Gute“ Lehrkräfte führen Schüler und Schülerinnen 
sowohl in kleinen als auch in großen Klassen zu guten Leis-
tungen. „Schlechte“ Lehrkräfte hingegen mögen kleine Klas-
sen effektiv unterrichten, jedoch nicht größere Klassen. 
 Bezüglich des Betreuungsarguments ist zudem nicht die 
 Klassengröße an sich, sondern das Betreuungsverhältnis in 
Vollzeitäquivalenten die entscheidende Determinante. Wir 
greifen den zumindest ambivalenten Einflussfaktor Schul- 
bzw. Klassen- und Jahrgangsgröße in unserer empirischen 
Analyse auf.

Eine weitere Kategorie von Determinanten schulischer 
Leistung sind institutionelle Faktoren. Da in unserer Analyse 
allerdings nur Schulen innerhalb Sachsens betrachtet wer-
den, sind die meisten der institutionellen Rahmenbedingun-
gen über alle Gymnasien gleich. Dazu zählen beispielsweise 
die sachsenweit einheitlichen Abiturprüfungen (vgl. Wöß-
mann 2016) und das Vollziehen des Übergangs auf eine 
 weiterführende Schule bereits nach der 4. Klasse (vgl. Duflo  
et al. 2011). Wir betrachten ausschließlich allgemeinbildende 
Schulen (Gymnasien) und können daher von institutionellen 
Unterschieden zwischen den Schulen abstrahieren.

Wettbewerb zwischen schulen

Den aggregierten Effekt der Leistungssteigerung der Schü-
ler durch die Existenz von Privatschulen führt Wößmann 
(2016) auf den erhöhten Wettbewerb zwischen den einzel-
nen Schulen zurück. Der Wettbewerbsdruck der Schulen 

schulbezogene und institutionelle Faktoren

Der Anstieg des Notenniveaus sowie der exzellenten Ab-
schlüsse könnte zunächst Resultat größerer Anstrengungen 
bzw. besserer Leistungen sein. Die bildungsökonomische 
Forschungsliteratur ist sich einig, dass strenge Bewer-
tungsgewohnheiten in erhöhtem Lernaufwand von Heran-
wachsenden münden (vgl. Babcock 2010). Weitere Studien 
finden gar positive Effekte von strenger Notengebung auf 
Testergebnisse, entweder auf die Leistungen aller Schüler 
(vgl. Figlio und Lucas 2004) oder auf Leistungssteigerungen 
der besten Schüler (vgl. Betts und Grogger 2003). Anderer-
seits wird in der öffentlichen Diskussion – vor allem in jüngs-
ter Vergangenheit – das Phänomen der Noteninflation dis-
kutiert. Unterstellt wird, dass das Abitur heute leichter zu 
bewältigen wäre als vor einigen Jahren, und dass daraus eine 
regelrechte Bildungsinflation resultierte. Wikström und Wik-
ström (2005) zeigen für Schweden, dass Noteninflation ins-
besondere in Schulen auftritt, die verstärkt Wettbewerb aus-
gesetzt sind, sowie in Privatschulen. Zudem finden West und 
Wößmann (2010), dass in Ländern mit höheren Anteilen an 
Privatschulen bessere Schulleistungen zu verzeichnen sind 
als in Ländern mit einem geringen Privatschulanteil. Jedoch 
unterscheiden sich die Leistungen von Schülern in privaten 
und öffentlichen Schulen nicht zwingend voneinander (vgl. 
Wößmann 2016). Wir untersuchen, ob wir einen besonders 
starken Anstieg der Abitur-Bestnoten in sächsischen Privat-
schulen beobachten.

Schulfaktoren, die im öffentlichen Diskurs oft betont 
 werden, sind außerdem die Schul- und Klassengröße. Kleine 
Schulen und Klassen sollen aufgrund des günstigeren Be-
treuungsverhältnisses und der Vertrautheit zwischen Kin-
dern und Lehrern für die Entwicklung der Schulleistungen von 
Vorteil sein. Jedoch zeigen empirische Studien, dass Kinder in 
größeren Schulen tendenziell bessere Leistungen erreichen 
als Schüler in kleinen Schulen. Eide und Showalter (1998) 

abb. 1
anteil von abiturientinnen und abiturienten mit abschlussnote 1,0 – 2006 bis 2015 (in %)

Quelle: Kultusministerkonferenz der Länder (2017), Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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untereinander kann in Verbindung mit einer sorgsamen 
Schulauswahl durch die Eltern zu einer Steigerung der Lehr-
qualität führen, was in positiven Effekten auf die Schul-
leistungen resultieren kann. Wettbewerb kann allerdings 
auch wie beschrieben dazu führen, dass Noteninflation auf-
tritt (vgl. Wikström und Wikström 2005). Insbesondere in 
großen Städten, wo Kinder und ihre Eltern die Möglichkeit 
zur Wahl zwischen verschiedenen Gymnasien haben, tritt 
verstärkt Wettbewerb auf. Dies könnte statt zu einer Qua-
litätssteigerung auch zu einem Race-to-the-top in der Be-
wertung von Schulleistungen führen, wenn Eltern aus Sorge 
um die späteren Karrierewege ihrer Kinder Schulen mit 
möglichst laxen Benotungen wählen.

Informationen über Abiturleistungen ehemaliger Schü-
ler können zudem wettbewerbsfördernd wirken. Eine der 
wenigen Möglichkeiten, die Eltern und Kinder haben, die 
 Bildungsqualität der zur Wahl stehenden Gymnasien zu 
 vergleichen, ist die Anzahl der exzellenten Abiturabschlüsse, 
die an einer Schule pro Jahrgang erbracht werden. Diese 
 Information wird oft in lokalen Zeitungen veröffentlicht  
und ist demzufolge vergleichsweise leicht zugänglich. Die 
Studie von Hastings et al. (2008) zeigt, dass der Zugang zu 
Informationen über die Schülerleistungen einer Schule die 
Entscheidung von Eltern über die weiterführende Schule 
 ihres Kindes beeinflusst. Demzufolge wählen Eltern eine 
Schule, die relativ gute Absolventen hervorgebracht hat. 
 Zudem verbessern sich infolge dessen die Leistungen der 
Schüler. Koning und van der Wiel (2013) bestätigen diesen 
 Effekt teilweise, allerdings finden sie, dass die Distanz zur 
Schule den Hauptausschlusspunkt der Schulwahl darstellt. 
In unserer Analyse untersuchen wir den Wettbewerbsaspekt 
genauer und analysieren, ob die Nähe zur nächsten „kon-
kurrierenden“ Schule eine Rolle für die Entwicklung der 
1,0-Abschlüsse spielt.

schülerbezogene Faktoren und familiäres umfeld

Neben schulischen und institutionellen Faktoren beein-
flussen natürlich auch die individuellen Eigenschaften von 
Schülern und ihren Familien den Bildungserfolg. Es be-
stehen hierbei allerdings enge Zusammenhänge. Schüler-
bezogene Faktoren, die die schulische Leistung erklären 
können, sind beispielsweise vorschulische Bildung, eine 
frühzeitige Einschulung, der Migrationsstatus sowie Klas-
senwiederholungen (vgl. Wößmann 2016). Des Weiteren 
wird der familiäre Hintergrund häufig als ausschlaggeben-
des Merkmal für den Schulerfolg eines Kindes – insbeson-
dere im deutschen Bildungssystem – genannt, beispiels-
weise intakte familiäre Verhältnisse, das Zusammenleben 
mit beiden Elternteilen sowie das Bildungsniveau der Eltern 
(vgl. Wößmann 2016). Zudem wirkt es sich positiv auf die 
schulischen Leistungen aus, wenn ein Kind in einer grö-
ßeren Stadt zur Schule geht (vgl. Houtenville und Conway 
2008, Wößmann 2016). In unserer Analyse untersuchen wir 
daher, ob sich die Abschlüsse mit der Note 1,0 in Stadt 
(kreisfreie Städte) und Land unterschiedlich entwickeln. 
Von weiteren familien- und schülerbezogenen Faktoren ab-
strahieren wir hingegen, da wir lediglich die Effekte auf 
Ebene der Schulen untersuchen.

empirische untersuchung

Daten

Mit den Feierlichkeiten zur Würdigung der Abiturienten mit 
der Traumnote 1,0 veröffentlicht das Sächsische Ministerium 
für Kultus (SMK) seit 2011 die Anzahl der Abschlüsse mit der 
Note 1,0 auf Ebene der einzelnen Schulen. Diese Zahlen nut-
zen wir, um den Anstieg der 1,0-Absolventen in Sachsen im 
Zeitverlauf hinsichtlich verschiedener Schulcharakteristiken 
zu analysieren. Wir beschränken uns hierbei auf die Jahre 
2012 und 2016, da wir für diese Jahre sowohl auf Daten zu 
 Absolventen als auch zur Schülerzahl zurückgreifen können. 
Außerdem begrenzen wir den Datensatz auf die 127 allge-
meinbildenden Schulen in Sachsen (zumeist Gymnasien), die 
sowohl im Jahr 2012 als auch im Jahr 2016 einen Abiturjahr-
gang stellten. Berufsbildende Schulen klammern wir in unse-
rer Betrachtung aus.

Da wir insbesondere an Schulcharakteristika interessiert 
sind, zeigen wir zunächst eine geographische Auswertung der 
Daten in Abbildung 2. Aus den Karten für 2012 und 2016 ist 
 ersichtlich, welche sächsischen Gymnasien in dem jeweiligen 
Berichtsjahr mindestens einen 1,0-Abschluss verzeichnen 
konnten (grüne Färbung) oder nicht (weiße Färbung). Wir be-
obachten, dass die Anzahl der Schulen ohne Abiturienten mit 
Abschlussnote 1,0 im Jahr 2016 deutlich geringer ausfiel als 
2012. Diese Entwicklung scheint sich jedoch flächendeckend 
zu vollziehen. Wir beobachten weder auffällige regionale 
 Unterschiede noch eine besondere Zunahme der Abschlüsse 
mit Note 1,0 in den Ballungsräumen bzw. kreisfreien Städten. 
In den folgenden statistischen Auswertungen überprüfen wir 
diese Beobachtungen jedoch genauer.

modell

Aufbauend auf den bisherigen Studienergebnissen zu den 
Determinanten exzellenter Bildungsergebnisse analysieren 
wir im Folgenden empirisch, welche Faktoren den in Ab bil-
dung 2 gezeigten Anstieg der Zahl der Schulen mit 1,0-Abi tur 
zwischen 2012 und 2016 erklären. Wir nutzen hierbei die oben 
eingeführten Daten auf Ebene der 127 allgemeinbil denden 
Schulen in Sachsen (zumeist Gymnasien), die sowohl im 
Jahr 2012 als auch im Jahr 2016 einen Abiturjahrgang 
 stellten.

Als abhängige bzw. zu erklärende Variable verwenden 
wir erstens einen Dummy, der den Wert 1 annimmt für eine 
Schule mit mindestens einem 1,0-Abitur (andernfalls: Wert 0). 
Der Dummy berücksichtigt allerdings nicht die Größe der 
 Absolventenjahrgänge bzw. die Zahl der Abschlüsse mit 1,0. 
Aufgrund dessen untersuchen wir eine zweite abhängige 
 Variable: den Anteil von Absolventen mit der Note 1,0 an  
der Gesamtzahl aller Absolventen einer Schule. Für letztere 
Va riable schätzen wir folgendes Modell, welches auf der 
 Methode der kleinsten Quadrate (OLS) basiert:

  Anteilit = α + (δt) + ∑βj (χji) + ∑γj (χji δt) + Χ’Θ + εit

  mit t = 2012, 2016 und i = 1, ..., 127

3

j = 1

3

j = 1
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abb. 2
schulstandorte mit 1,0-abitur in sachsen

Quelle: SMK (2017a), Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut

Hierbei erklären wir den Anteil von Abiturienten mit der Note 
1,0 in der Schule i im Jahr t (Anteilit) mit einem Dummy δt, der 
den Wert 0 für das Jahr 2012 und 1 für das Jahr 2016 annimmt 
und damit den Zeittrend abbildet. Der Koeffizient fängt zeit-
veränderliche, unbeobachtbare Faktoren wie strukturelle 
Veränderungen in den schulischen Leistungen, aber auch das 
Phänomen der Noteninflation auf. Die Variable χ repräsen-
tiert die drei zentralen Einflussgrößen unserer Untersuchung: 

Urbanität, Schulträgerschaft und Wettbewerb. Urbanität 
messen wir mithilfe einer Dummyvariable, die den Wert 1 an-
nimmt, wenn sich eine Schule in einer der drei kreisfreien 
Städte Sachsens (Leipzig, Dresden, Chemnitz) befindet.  
Bei der Schulträgerschaft unterscheiden wir öffentliche 
 Gym nasien und Schulen in privater Trägerschaft. Schließlich 
approximieren wir Wettbewerb zwischen den Schulen über 
die logarithmierte Distanz zum nächsten Gymnasium im 

 Schulstandort mit mindestens einem 1,0-Abitur  Schulstandort ohne 1,0-Abitur

2012

2016
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ergebnisse

Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse unserer Schätzungen. In Spal-
ten 1 und 3 regressieren wir beide abhängigen Variablen zu-
nächst nur auf den Zeiteffekt. Wir finden einen signifikanten 
Anstieg in der Wahrscheinlichkeit eines 1,0-Abiturs bzw. des 
Anteils der 1,0-Abschlüsse an allen Abschlüssen. Spalte 3 
zeigt beispielsweise, dass der Anteil der Absolventen mit Abi-
tur 1,0 von 2012 auf 2016 um 0,85 Prozentpunkte angestiegen 
ist. Dies entspricht nahezu einer Verdoppelung des Aus-
gangswertes von 1,09 % im Jahr 2012.

Wir erweitern die Regressionen wie oben in der Schätz-
gleichung gezeigt um die zu untersuchenden Haupteinfluss-
größen und Kontrollvariablen in den Spalten 2 und 4. Aus Über-
sichtsgründen stellen wir in der Tabelle die Basiseffekte β 
nicht dar, sondern beschränken uns auf die Interaktions-
effekte γ, die den Effekt der Haupteinflussgrößen auf die Ver
änderung der Abschlüsse mit 1,0 messen. Im Bereich der Kon-
trollvariablen finden wir keinen signifikanten Einfluss der 
Schulgröße, die wir über die Schülerzahl approximieren. 

Sample. Wir nehmen an, dass der Wettbewerbsdruck zwi-
schen den Schulen umso größer ist, je geringer die räumliche 
Entfernung zum nächsten Gymnasium ist.

Wir interagieren die drei Hauptvariablen mit dem Zeit-
trend-Dummy δt. Während die Basiseffekte β zeitunverän-
derliche Unterschiede im Level aufgreifen, beantworten die 
Interaktions-Koeffizienten γj unsere Forschungsfrage, ob die 
drei untersuchten Einflussgrößen (Urbanität, Schulträger-
schaft und Wettbewerb) einen signifikanten Beitrag zur Erklä-
rung der Veränderung des Anteils der Absolventen mit Abitur-
note 1,0 zwischen 2012 und 2016 leisten.2 Neben den drei 
Haupteinflussgrößen berücksichtigen wir die jeweils loga-
rithmierte Zahl der Absolventen und Schüler als Kontroll-
variablen (Χ). α ist eine Konstante, εit repräsentiert den Stör-
term. Zur Erklärung unserer ersten abhängigen Größe, der 
Dummyvariablen für Schulen mit mindestens einem 1,0–
Abitur, nutzen wir anstelle einer (gepoolten) OLS- eine Probit-
Schätzung, die analog der oben gezeigten Schätzgleichung 
spezifiziert ist. Die Standardfehler clustern wir für beide 
 Modelle auf Ebene der Schulen.

tab. 1
Determinanten der veränderung von abschlüssen mit der note 1,0 in sachsen

Quelle: Eigene Schätzungen und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut

abhängige variable

schule mit mindestens einem 
1,0-abitur (Dummy)

anteil der absolventen 
mit 1,0-abitur

gepoolte probit-schätzung gepoolte ols-schätzung

(1) (2) (3) (4)

Zeiteffekt

Jahr 2016 (δ) 0,69*** 0,91*** 0,85*** 1,71***

(0,15) (0,31) (0,24) (0,60) 

Haupteinflussgrößen (Veränderungseffekte)

Kreisfreie Stadt (γ1) –0,59 –0,46 

(0,41) (0,61) 

Private Schule (γ2) –0,28 –1,13 

(0,62) (1,34) 

Distanz nächstes Gymnasium (log) (γ3) –0,22 –0,51* 

(0,16) (0,30) 

kontrollvariablen

Anzahl Absolventen (log) 0,82** –0,02 

(0,35) (0,43) 

Anzahl Schüler (log) 0,14 –1,02 

(0,42) (0,72) 

Konstante –0,21* –4,77** 1,09*** 7,24* 

(0,11) (2,06) (0,14) (4,17) 

Jahre 2012/2016 2012/2016 2012/2016 2012/2016

Basiseffekte Ja Ja Ja Ja

Beobachtungen 254 254 254 254

Pseudo R²/Adjustiertes R² 0,05 0,11 0,04 0,09

Hinweise: Die Tabelle zeigt die Ergebnisse von gepoolten Probit-Schätzungen (Spalten 1 und 2) und zwei gepoolten OLS-Schätzungen (Spal-
ten 3 und 4). Beobachtungseinheiten sind 127 Gymnasien in Sachsen zu den Zeitpunkten 2012 und 2016. Die abhängigen Variablen sind jeweils 
ein Dummy, der den Wert 1 annimmt für Schulen mit mindestens einem 1,0-Abitur (andernfalls: Wert 0) bzw. der Anteil von Absolventen mit 
der Note 1,0 an der Gesamtzahl der Absolventen. Basiseffekte (β) sind nicht dargestellt. Standardfehler wurden auf Schulebene geclustert. 
Signifikanzniveaus: ***: 0,01, **: 0,05, *: 0,10.
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einer laxeren Bewertung schulischer Leistungen (Noteninflation) 
oder eine tatsächliche Verbesserung der Schülerinnen und 
Schüler steht, kann an dieser Stelle allerdings nicht geklärt 
werden und muss der weiteren Forschung vorbehalten bleiben.
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 Erwartungsgemäß steigt dagegen die Wahrscheinlichkeit eines 
1,0-Abschlusses mit der Zahl der Absolventen im Jahrgang 
(Spalte 2). Wir finden dagegen keinen Zusammenhang zwi-
schen Absolventenzahl und dem Anteil der 1,0-Abschlüsse, 
der die Größe des Abschlussjahrgangs konstruktionsbedingt 
bereits berücksichtigt. Insgesamt scheinen damit weder po-
sitive noch negative Skaleneffekte der Schulgröße bzw. des 
Abschlussjahrgangs auf Top-Bildungsergebnisse zu bestehen.

Wir betrachten nun die Haupteinflussgrößen Urbanität, 
Schulträgerschaft und Wettbewerb. Spalten 2 und 4 in Ta-
belle 1 zeigen, dass diese Variablen den Anstieg der Absolven-
ten mit der Abschlussnote 1,0 weitgehend nicht erklären kön-
nen. Die Wahrscheinlichkeit eines 1,0-Abiturs sowie der Anteil 
der 1,0-Absolventen ist in den kreisfreien Städten rein nume-
risch zwar langsamer gestiegen als im ländlichen Raum (–0,59 
bzw. –0,46), der Koeffizient ist jedoch nicht signifikant von 
null verschieden. Stadt und Land haben sich damit gleicher-
maßen entwickelt. Dasselbe konstatieren wir auch für die 
Schulträgerschaft: Wir finden keinen signifikanten Unter-
schied im Anstieg der 1,0-Abschlüsse zwischen privaten und 
öffentlichen Schulen. Eine signifikante Korrelation beobach-
ten wir jedoch bei der Distanz zum nächsten Gymnasium. 
 Ceteris paribus ging zwischen 2012 und 2016 eine doppelt so 
weite räumliche Entfernung zum nächsten Gymnasium mit 
 einem um ca. 0,5 % geringeren Anstieg des Anteils von Ab-
solventen mit Abiturnote 1,0 einher. Mit anderen Worten: In 
Schulen mit geringerer Entfernung zur nächsten Schule stieg 
der Anteil von Absolventen mit 1,0-Abschluss signifikant stär-
ker an. Der Wettbewerb zwischen den Schulen scheint damit 
zumindest für den Anteil der Abschlüsse mit 1,0 an allen Ab-
schlüssen eine Rolle zu spielen, wenngleich wir keinen Effekt 
auf die Wahrscheinlichkeit für wenigstens ein 1,0-Abitur fin-
den (Spalte 2).

Fazit

In diesem Beitrag haben wir neuartige Daten auf der Ebene 
einzelner Schulen in Sachsen genutzt und untersucht, ob 
 Urbanität, Schulträgerschaft sowie Wettbewerbsaspekte die 
Zunahme der Abitur-Abschlüsse mit der Traumnote 1,0 erklä-
ren können. Wir finden hierbei weder Unterschiede zwischen 
Stadt und Land, noch zwischen öffentlichen und privaten 
Schulen. Allerdings ist in Schulen mit höherem Wettbewerbs-
druck, gemessen an der räumlichen Entfernung zur nächst-
gelegenen Schule, der Anteil von Absolventen mit 1,0-Ab-
schluss in den vergangenen Jahren stärker angestiegen.

Abschließend weisen wir auf einen bemerkenswerten Ef-
fekt hin, der in die Debatte um die sogenannte Noteninflation 
hineinspielen könnte. Spalten 1 und 3 in Tabelle 1 zeigen,  
dass wir einen generellen Anstieg der Wahrscheinlichkeit für 
wenigstens ein 1,0-Abitur an einer Schule bzw. des Anteils  
der 1,0-Absolventen beobachten. Dieser Effekt reduziert sich 
 allerdings nicht etwa, wenn wir für Schulcharakteristika (z. B. 
die Schulgröße bzw. Größe des Absolventenjahrgangs) kon-
trollieren, sondern vergrößert sich stattdessen nochmals 
deutlich (siehe Spalten 2 und 4). Der generelle Anstieg des 
 Notenniveaus bzw. der exzellenten Abschlüsse ist damit 
nochmals stärker als bisher angenommen und damit ein 
umso größeres Rätsel. Ob dahinter tatsächlich der Trend zu 
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Die Grunderwerbsteuer stellt eine zentrale Einnahmequelle 
für die Länder dar, da das Steueraufkommen als Landes-
steuer ausschließlich den Ländern zusteht. Die Länder kön-
nen den Steuersatz selbst festlegen und fast alle haben von 
dieser Möglichkeit in den vergangenen Jahren Gebrauch ge-
macht. Parallel zur Entwicklung des Grunderwerbsteuersat-
zes ist das Steueraufkommen gestiegen. Doch das höhere 
Aufkommen hat nicht zu vernachlässigende volkswirtschaft-
liche Kosten: Die Steuer verringert die Marktaktivität, wodurch 
Wohlfahrtsverluste entstehen. In diesem Beitrag fassen wir 
Forschungsergebnisse zu den Effekten der Grunderwerb-
steuer – auch aus der internationalen Literatur – zusammen. 
Zunächst stellen wir verschiedene Ausgestaltungsmöglich-
keiten der Grunderwerbsteuer im internationalen Vergleich 
vor. Danach präsentieren wir die Ergebnisse der empirischen 
Studien zu Grunderwerbsteueränderungen unterteilt nach 
Preiseffekten, Mengeneffekten, Effekten auf das Spekulations-
verhalten und auf das Steueraufkommen.

ausgestaltungsmöglichkeiten

Grunderwerbsteuern, die auf den Eigentümerwechsel von 
Grundstücken erhoben werden, sind in vielen OECD-Ländern 
gängige Praxis. In der Regel stellen sie für die entsprechen-
den Gebietskörperschaften eine wichtige staatliche Einnahme-
quelle dar (Andrews et al. 2011). Im Jahr 2012 betrugen die 
Steuereinnahmen durch Grunderwerbsteuern rund 0,8 % des 
Bruttoinlandsprodukts der Europäischen Union (Europäische 
Kommission 2015). Einen Überblick über Unterschiede in der 
Ausgestaltung der Steuer gibt Tabelle 1.

Insgesamt variiert der Steuersatz zwischen den Ländern 
sehr stark: Belgien erhebt beispielsweise mit 10 % eine der höchs-
ten Grunderwerbsteuern in ganz Europa. In Großbritannien und 
Portugal sind die Steuersätze ebenfalls sehr hoch,  jedoch pro-
gressiv ausgestaltet. Auch der Anteil der Grund erwerbsteuer an 
allen Transaktionskosten – zu denen neben der Steuer Anwalts- 
und Notarkosten, Kosten der Grundbucheintragung und Makler-

kosten gezählt werden – ist sehr unterschiedlich. In Deutschland 
betrug dieser Anteil im Jahr 2009 ungefähr 52 %.

Weitere Unterschiede zwischen den Ländern bestehen 
bezüglich Steuerbefreiungen, der formellen Zahllast und der 
Gebietskörperschaft, die die Steuer erhebt. Dänemark, Bel-
gien und die Niederlande erheben beispielsweise keine 
 Grunderwerbsteuer auf neu gebaute Gebäude, in Italien gilt 
ein geringerer Steuersatz für Erstkäufer und in Großbritan-
nien ist der Sozialwohnungsbau von der Grunderwerbsteuer 
ausgenommen (Oxley und Haffner 2010 und Europäische 
Kommission 2015). Meistens ist der größte Anteil an Trans-
aktionskosten in den Industrieländern von den Käufern zu 
zahlen (Andrews et al. 2011). Auch in Deutschland ist der 
Käufer für die Zahlung der Steuer verantwortlich. In vielen 
Ländern gilt landesweit ein einheitlicher Steuersatz; Aus-
nahmen bilden Bulgarien, Frankreich, Österreich, Spanien, 
die USA und auch Deutschland, wo die Grunderwerbssteuer 
eine Ländersteuer ist.1

Die institutionellen Unterschiede bezüglich der Höhe des 
Steuersatzes, des Steuertarifs und möglichen Steuerbefreiun-
gen zwischen diesen Ländern ermöglichen die Analyse  vieler 
verschiedener Effekte, die wir im Folgenden näher erläutern.

preiseFFekte

Jede Steuer treibt einen Keil zwischen den Preis, den der Ver-
käufer erhält (Nettopreis) und den Preis, den der Käufer bie-
tet (Bruttopreis). In welchem Maße der Käufer einen höheren 
(Brutto-)Preis durch die Steuer zahlt oder der Verkäufer einen 
niedrigeren (Netto-)Preis erzielen kann, hängt von den Nach-
frage- und Angebotselastizitäten ab. Ist die Nachfragefunk-
tion eher preisunelastisch, steigen durch eine Grund erwerb-
steuererhöhung die Bruttopreise für Immobilientrans aktionen 
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land Durchschnittl. 
anteil der 
grunderwerb-
steuer an 
transaktions-
kosten in 2009

grunderwerb-
steuersatz

steuertarif möglichkeit  
der steuerer-
leichterung

Formeller 
steuerzahler

ertragsberechtigte 
Gebietskörperschaft

Australien 73% 4%a progressiv k. A. Käufer lokal

Belgien 59% 10%c konstant Ja k. A. k. A.

Bulgarien k. A. 10%c k. A. Ja Käufer lokal (Gemeinden)

Dänemark k. A. <5%c konstant Ja k. A. k. A.

Deutschland 52% 3,5–6,5%c konstant Ja Käufer lokal (Länder)

Finnland 89% 2–4%b konstant Ja Käufer zentral

Frankreich k. A. 5,1%b konstant k. A. Käufer lokal

Griechenland k. A. 3,1%b konstant k. A. Käufer zentral

Großbritannien 88% 0–15%c progressiv Ja Käufer zentral

Irland 89% <5%c konstant k. A. k. A. k. A.

Island 43% 2%a k. A. k. A. k. A. k. A.

Italien 6% 2%c konstant Ja k. A. k. A.

Kanada 61% 1%a konstant Ja Käufer lokal

Kroatien k. A. 5%b konstant k. A. Käufer zentral

Lettland k. A. 0,5–3%b konstant Ja k. A. zentral

Luxemburg k. A. 7%b konstant k. A. Käufer zentral

Malta k. A. 5%b konstant k. A. Verkäufer zentral

Niederlande 52% 2–6%b konstant Nein Käufer zentral

Norwegen 56% 3%a k. A. k. A. k. A. k. A.

Österreich 55% 3,5%b konstant Ja Käufer lokal (Gemeinden)

Polen 26% 2%c konstant k. A. Käufer zentral

Portugal 50% 5–6,5%b progressiv Ja Käufer zentral

Rumänien k. A. <5%c konstant k. A. k. A. k. A.

Schweden 98% 1,5%b konstant k. A. Käufer zentral

Schweiz 28% 2%a k. A. k. A. k. A. k. A.

Slowenien k. A. <5%c konstant k. A. k. A. k. A.

Spanien 79% 7%c konstant k. A. Verkäufer lokal (Autonome Regionen)

Südkorea 57% 3%a k. A. k. A. k. A. k. A.

Tschechien 39% 4%b konstant k. A. Verkäufer zentral

Türkei 14% 1% a k. A. k. A. k. A. k. A.

Ungarn 79% 2–4%b progressiv Ja Käufer zentral

USA 12% 1%a progressiv Ja Verkäufer lokal

Zypern k. A. 3–8%c progressiv Ja Käufer zentral

a) Angaben aus dem Jahr 2009. – b) Angaben aus dem Jahr 2014. – c) Angaben aus dem Jahr 2015.

tab. 1
Überblick über die ausgestaltung der grunderwerbsteuer in verschiedenen ländern

Quelle: Oxley und Haffner (2010), Andrews et al. (2011), Ernst & Young (2014), Europäische Kommission (2015), Darstellung des ifo Instituts.  © ifo Institut

und die Käufer tragen den Großteil der Steuern. Ist dagegen das 
Angebot eher unelastisch (was zumindest in der kurzen Frist 
auf dem Immobilienmarkt zu vermuten ist), fallen die Netto-
preise und die Verkäufer tragen den Großteil der Steuern.

(Netto-)Preiseffekte2 durch Grunderwerbsteuerände-
rungen wurden erstmalig von Benjamin et al. (1993) anhand 
von Grunderwerbsteuererhöhungen in Philadelphia betrach-
tet. Im Jahr 1988 beschloss die Stadt, die Grunderwerb- 
steuer von 3,5 % auf 5,07 % zu erhöhen. Formal wurde die 
Zahllast auf die Käufer und Verkäufer aufgeteilt. Die betrach-

tete  Stichprobe besteht aus Verkäufen von Einfamilien-
häusern, die zwischen Februar 1987 und Juni 1989 stattfanden. 
Die Auto ren schätzen die Auswirkungen der Steuererhöhung 
mittels  einer hedonischen Regression der logarithmierten Trans-
aktionspreise (in welcher die Preisänderungen neben dem 
Steuersatz mit verschiedenen Eigenschaften der Immobilie 
und einer Reihe von Kontrollvariablen erklärt werden). Sie 
kommen zu dem Ergebnis, dass die Hauspreise unmittelbar 
nach der Steuererhöhung um 8 % gefallen sind – ein Betrag, 
der die Höhe der Steuer übersteigt. Diese starke und viel höher 
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Slemrod et al. (2017) haben das Verhalten des Marktes an-
hand von zwei angekündigten Grunderwerbsteuererhöhun-
gen (für Transaktionen unter 400 000 US-$ von 2,2 % auf 2,9 % 
und für Transaktionen ab 400 000 $ von 2,2 % auf 3,0 %) in 
Washington D. C. untersucht. Für ihre Studie verwenden die 
Autoren Preisdaten über alle Transaktionen zwischen den 
Jahren 1999 und 2010. Die Autoren zeigen anhand einer Poly-
nom-Regression4, dass die Hauspreise so angepasst wurden, 
dass sie unter den entsprechenden Schwellenwerten liegen: 
Bei ungefähr 68 % der Transaktionen, die nahe der Schwellen-
werte lagen (ungefähr 401 000 US-$), wurden die Preise gerade 
unter den Schwellenwert gesetzt. Auch diese Preisanpassung 
deutet auf ein eher unelastisches Angebot und entsprechend 
auf eine überwiegende Traglast der Verkäufer hin.

In Deutschland finden Petkova und Weichenrieder (2017) 
unterschiedliche Preiseffekte je nachdem, ob es sich um ein 
Haus oder um eine Etagenwohnung handelt. Mit einem Daten-
satz der GEWOS GmbH zu Transaktionen zwischen den Jahren 
2003 und 2014 erforschen sie Preiseffekte auf Einfamilien-
häuser und Etagenwohnungen in allen 16 Bundesländern 
 mittels einer Panelregression. Sie studieren diese beiden 
 Immobilientypen separat, da in Deutschland Einfamilien-
häuser hauptsächlich von den Besitzern bewohnt werden, 
während Etagenwohnungen häufiger zur Weitervermietung 
gekauft werden. Die Autoren können im Gegensatz zu den 
 bisher vorgestellten Studien keinen signifikanten Einfluss 
 einer Steuer erhöhung auf die Preise von Einfamilienhäusern 
feststellen. Hingegen beobachten Petkova und Weichen-
rieder (2017) im Markt für Etagenwohnungen, dass eine Steuer-
erhöhung um einen Prozentpunkt mit einer negativen Preis-
entwicklung von 2 % bis 4 % (je nach berücksichtigten Varia-
blen, wie bspw. Bruttoinlandsprodukt oder vorangegangene 
Steuererhö   hun gen) einhergeht. Entsprechend dieser Ergeb-
nisse liegt die Steuerlast im Fall von Einfamilienhäusern aus-
schließlich beim Käufer, während bei Wohnungen die Steuer 
von den Verkäufern getragen wird.

In Tabelle 2 fassen wir die Befunde zu den Preiseffek- 
ten durch Grunderwerbsteueränderungen zusammen. Ins-
gesamt erscheinen die empirischen Ergebnisse bezüglich der 
Effekte von Grunderwerbsteueränderungen auf die Preise 
sehr eindeutig: Steuererhöhungen gehen in der Regel mit 
deutlichen Preisrückgängen einher. Dies deutet auf ein eher 
unelastisches Angebot hin; kurzfristig kann der Wohnungs-
bestand nicht angepasst werden. Entsprechend fallen die 
(Netto-)Preise und die Traglast liegt überwiegend bei den 
Verkäufern.

mengeneFFekte

Neben einem Preiseffekt kommt es durch die Steuer zu einem 
Mengeneffekt: Bei höheren Steuern sinkt die gehandelte 
Menge, da es sich für einige Verkäufer nicht mehr lohnt, ihre 
Immobilie anzubieten, und einige Käufer vom Immobilien-
erwerb Abstand nehmen. Ursprünglich gegenseitig vorteil-
hafte Geschäfte kommen entsprechend nicht zustande. 
Gleichzeitig führt eine Steueränderung in der Regel zu (kurz-
fristigen) Vorzieheffekten, bei dem die Marktakteure ihren 
ursprünglichen Transaktionszeitpunkt verschieben, um von 
einem geringeren Steuersatz zu profitieren.

als  erwartete Reaktion des Marktes führen die  Autoren teil-
weise auf Unvollkommenheiten auf dem amerikanischen Hypo-
thekenmarkt zurück. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass 
die Traglast der Steuer überwiegend bei den Verkäufern liegt.

Weniger starke Preiseffekte werden in einer aktuelleren 
Studie von Dachis et al. (2012) festgestellt. Die Autoren nutzen 
eine Regressions-Diskontinuitäts-Analyse (die mit einer Ver-
suchs- und einer Kontrollgruppe arbeitet, um kausale Effekte 
zu identifizieren), um die Effekte von einer Einführung der 
Grunderwerbsteuer in Toronto im Jahr 2008 zu messen. Hier-
für wurden Verkäufe von Einfamilienhäusern zwischen Ja-
nuar 2006 und August 2008 berücksichtigt. In Kanada wird die 
Steuer formell von den Hauskäufern bezahlt. Erstkäufer er-
halten eine Freistellung der Steuer. Nach Schätzungen dieser 
Studie folgte der Einführung einer Grunderwerbsteuer von 
1,1 % nur ein vergleichsweise schwacher Rückgang der Immo-
bilienpreise um etwa 1 %.

Davidhoff und Leigh (2013) untersuchen Preiseffekte 
durch eine Grunderwerbsteuererhöhung in Australien. In ihrer 
Studie verwenden sie Daten über Hausverkäufe, welche im 
Zeitraum zwischen den Jahren 1993 und 2005 abgeschlossen 
wurden und konstruieren mit Hilfe eines Hauspreisindex eine 
Instrumentalvariable für den Grunderwerbsteuersatz. Die 
Autoren finden signifikante Auswirkungen einer erhöhten 
Steuer auf das Preisniveau. Eine Erhöhung des Steuersatzes 
um einen Prozentpunkt führt zu einer Verringerung der 
Hauspreise um ca. 8 %. Die Autoren kommen zu dem Schluss, 
dass die Steuerinzidenz ausschließlich beim Verkäufer liegt. 
Dass der Preisrückgang in einigen Fällen größer als die Steuer 
ist, erklären die Autoren damit, dass sie nur durchschnittliche 
Preise betrachten können, die höhere Steuer aber insbeson-
dere teure Transaktionen verhindert.

Den besonderen Fall einer Aufhebung der Grunderwerb-
steuer untersuchen Besley et al. (2014) mit Hilfe eines Daten-
satzes der Financial Services Authority in Großbritannien. Im 
Zuge der Finanzkrise im Jahr 2008 beschloss das Vereinigte 
Königreich, mit einer Steuererleichterung den Markt zu sti  mu-
lieren. Dafür wurde der Freibetrag der einprozentigen Grund-
erwerbsteuer für eine Dauer von 16 Monaten unan gekündigt 
von 125 000 £ auf 175 000 £ erhöht. Die Preise fielen im Durch-
schnitt um 900 £ im Vergleich zur Periode vor der Steuer-
erleichterung, während im Mittel die Steuer erleich terung bei 
ungefähr 1 500 £ lag. Die Autoren ermitteln daraus, dass die 
Steuererleichterung zu 60 % den Käufern zugutekam, d. h. die 
Steuerinzidenz überwiegend bei den Verkäufern lag.

Mit einer Art „Reichen“-Grunderwerbsteuer haben sich 
Kopczuk und Munroe (2015) befasst. Sowohl in New York als 
auch in New Jersey werden Häuser und Wohnungen mit 
 einem Verkaufswert von über einer Million US-$ seit dem Jahr 
1989 mit einem zusätzlichen Prozent des Gesamtwerts der 
Transaktion besteuert. Die Effekte dieser Steuer schätzen  
die Autoren mit einer Maximum-Likelihood-Methode3 anhand 
von Daten des New York City Department of Finance. Dem-
nach hat die Steuer dazu geführt, dass es zu einer Verzerrung 
der Preisverteilung in Form einer Häufung von Immobilien 
kurz unterhalb der 1-Million-US-$-Marke kommt. Verkäufer in 
der Nähe der Marke nehmen Preissenkungen in Kauf, um die 
höhere Steuer zu umgehen. Die Traglast der Steuer liegt daher 
hauptsächlich beim Verkäufer.
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Slemrod et al. (2017) untersuchen in einer Differenzen-von- 
Differenzen-Analyse, inwiefern sich die Verkaufswahrschein-
lichkeit eines Objektes durch eine Erhöhung der Grunderwerb-
steuer verändert. Die Steueränderungen in Washington waren 
unangekündigt, weshalb sie ausschließlich die langfristigen 
Mengeneffekten messen können. Die Autoren finden keinen 
signifikanten Hinweis darauf, dass eine höhere Steuer mit 
 einer geringeren Anzahl an Verkäufen einhergeht.

In der Betrachtung des australischen Immobilienmark-
tes durch Davidoff und Leigh (2013) werden dagegen gerin-
gere Mengeneffekte festgestellt. Die Autoren können anhand 
ihres verfügbaren Datensatzes nicht zwischen kurzfristigen 
Vorzieheffekten und langfristigen Effekten auf die gehandelte 
Menge durch Grunderwerbsteueränderungen unterscheiden. 
Dadurch sind ihre Ergebnisse leicht verzerrt. Zudem können 
die Autoren nicht für den Einfluss von einer Steuerbefreiung 
für Erstkäufer kontrollieren. Die Untersuchung ergibt, dass 
eine Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes um 10 % die 
 Anzahl an Transaktionen im Markt um 6 % verringert.

Die kurzfristigen Preisverzerrungen durch die Einführung 
der Grunderwerbsteuer (d. h. die Vorzieheffekte) werden von 
Fritzsche und Vandrei (2016b) quantifiziert: Die Autoren zei-
gen, dass unmittelbar vor der Erhöhung der Steuer um einen 
Prozentpunkt 43 % mehr Transaktionen abgeschlossen wer-
den. Direkt nach der Erhöhung sinkt die Anzahl an Verkäufen 
allerdings um die gleiche Größenordnung wieder (–47 %).

Anstatt die Anzahl der Transaktionen direkt zu betrach-
ten, kann auch das Mobilitätsverhalten der Marktakteure 
 einen Hinweis darauf geben, welchen Effekt eine Änderung 
der Grunderwerbsteuer auf die gehandelte Menge am Markt 
hat. Wenn durch eine höhere Steuer die gehandelte Menge 
sinkt, bedeutet das, dass die Marktakteure seltener ihren 
Wohnort wechseln. Diese Herangehensweise wählen Hilber 
und Lyytikäinen (2017): Mittels einer Regressions-Diskontinui-
täts-Analyse und Daten des British Household Panel Survey 
auf Haushaltsebene sowie Transaktionsdaten des britischen 
Katasteramtes untersuchen sie die Veränderungen der jähr-
lichen Umzugsrate in Großbritannien. Ihren Berechnungen 
zufolge geht eine Erhöhung der Grunderwerbsteuer um einen 
Prozentpunkt mit einer 19 % geringeren Haushaltsmobilität 

Die bereits erwähnte Studie von Dachis et al. (2012) findet 
 einen starken Mengeneffekt durch die Einführung der Grund-
erwerbsteuer in Toronto. Da die Einführung der Steuer nicht 
angekündigt wurde, gab es keine Vorzieheffekte. Je nach 
 verwendetem Schätzmodell identifizieren die Autoren einen 
Rückgang der Transaktionen (Anzahl der Hauskäufe) zwischen 
10 % und 20 %.

Besley et al. (2014) und Best und Kleven (2015) unter-
suchen Mengeneffekte durch die Steuerbefreiung zwischen 
den Jahren 2008 und 2009 in Großbritannien und kontrollieren 
auf Vorzieheffekte, um den „reinen“ Mengeneffekt zu messen. 
Beide Studien finden einen erheblichen Anstieg der Anzahl 
der Verkäufe in der von der Steuerbefreiung betroffenen 
Preisklasse (Wert zwischen 125 000 £ und 175 000 £). Besley  
et al. (2014) stellen einen Anstieg der Anzahl der Transaktio-
nen um 8 % fest. Die Berechnungen von Best und Kleven (2015) 
ergeben sogar einen Anstieg um 20 % (anhand einer Panel-
regression mit Hilfe der Daten des britischen Finanzamts).

Fritzsche und Vandrei (2016b) können anhand ihrer  Daten 
sowohl Vorzieheffekte als auch langfristige Mengeneffekte 
durch Erhöhungen der Grunderwerbsteuer in Deutschland 
bestimmen. Sie schätzen eine Regression unter der Verwen-
dung von sogenannten Treatment-Dummy-Variablen, die auf 
die zeitlichen Abstände vor und nach einer Grunderwerb-
steuererhöhung kontrollieren. In ihrem Datensatz, der von 
den Gutachterausschüssen in Berlin, Brandenburg, Rhein land- 
Pfalz, Saarland und Sachsen-Anhalt bereitgestellt wurde, 
sind ausschließlich Ein- und Zweifamilienhäuser enthalten. 
Die Autoren stellen einen „reinen“ Mengeneffekt von 6 % 
 weniger Transaktionen bei einer Erhöhung um einen Prozent-
punkt fest.

Auch Petkova und Weichenrieder (2017) betrachten die 
 Auswirkungen der Grunderwerbsteuererhöhungen in Deutsch-
land auf die Transaktionsmengen (unterschieden nach Ein -
familienhäusern und Etagenwohnungen) und kontrollieren auf 
Vorzieheffekte in ihrer empirischen Analyse. Ihre Ergebnisse 
deuten darauf hin, dass bei einer Steuererhöhung von 4 auf 5 % 
die Anzahl der Transkationen von Einfamilienhäusern um 5,75 % 
zurückgeht; bezüglich der Transkationen von Etagenwohnun-
gen finden die Autoren keine signifikanten Effekte.

land autoren art der steuer- 
änderung

Preiseffekte traglast

Australien Davidhoff und Leigh 
(2013)

Steuererhöhung negativ Verkäufer

Deutschland Petkova und 
 Weichen rieder (2017)

Steuererhöhung keine (Häuser),  
negativ (Wohnungen)

Käufer (Häuser),  
Verkäufer (Wohnungen)

Großbritannien Besley et al. (2014) Steuererleichterung negativ Verkäufer

Kanada Dachis et al. (2012) Steuererhöhung negativ Verkäufer

USA Benjamin et al. (1993) Steuererhöhung negativ Verkäufer

USA Kopczuk und Munroe 
(2015)

Steuererhöhung negativ Verkäufer

USA Slemrod et al. (2017) Steuererhöhung negativ Verkäufer

tab. 2
Zusammenfassung der Preiseffekte durch Grunderwerbsteueränderungen

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.  © ifo Institut
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blasen heimgesucht werden. Die Autoren weisen zudem dar-
auf hin, dass Immobilien Güter sind, die vergleichsweise 
 selten gehandelt werden. Eine Steuer schränkt daher den 
 ohnehin verzögerten Preisfindungsprozess weiter ein, was 
die Preisvolatilität erhöhen könnte. 

Eine erste empirische Untersuchung zu den Effekten 
 einer Grunderwerbsteueränderung auf die Preisvolatilität 
wurde von Aregger et al. (2013) durchgeführt. Die Autoren 
nutzen Transaktionsdaten für Schweizer Kantone zwischen 
den Jahren 1985 und 2009. Unter Anwendung verschiedener 
Schätzverfahren5 finden sie keine robusten und signifikanten 
Ergebnisse dafür, dass Grunderwerbsteuern ein exzessives, 
nicht fundamental gerechtfertigtes Wachstum der Hauspreise 
herbeiführen. Die Autoren heben hingegen hervor, dass durch 
die verringerte Marktaktivität die Stabilität des Immobilien-
marktes tatsächlich gefährdet werden könnte.

Eine weitere empirische Untersuchung von Fu et al. (2013) 
beschäftigt sich mit der Einführung einer Grunderwerb- 
steuer auf nicht fertiggestellte Immobilien anhand von 
 Trans aktionsdaten der Urban Redevelopment Authority in 
Sin gapur für die Jahre zwischen 1995 und 2010. In ihrem 
 Beitrag definieren die Autoren Spekulation als den Wieder-
verkauf einer Immobilie, bevor sie überhaupt fertiggestellt 
ist. In diesem „Vorverkaufsmarkt“ fallen neben der Steuer 
keine Trans aktionskosten an, weshalb dieser möglicherweise 
besonders spekulationsanfällig ist. Die Autoren führen eine 
Differenzen-in-Differenzen-Analyse durch (in der der Markt 
für fertiggestellte Immobilien als Kontrollgruppe dient) und 
zeigen, dass die Anzahl an kurzfristigen Immobiliengeschäf-
ten durch die Steuer gesenkt wird. Gleichzeitig stellen sie je-
doch fest, dass die Preisvolatilität durch die Einführung der 
Steuer steigt (+18 %).

Insgesamt lässt sich festhalten, dass der Einfluss der 
Grunderwerbsteuer auf das Spekulationsverhalten nur be-
dingt nachgewiesen werden kann. Gleichzeitig weisen bishe-
rige Studien darauf hin, dass nach der Einführung der Steuer 
die Stabilität des Immobilienmarktes gefährdet sein könnte 
und die Preisvolatilität tendenziell sogar zunimmt. Neben 
den bereits angesprochenen Effekten auf die gehandelte 
Menge, die Preise und das Spekulationsverhalten ist auch  
der Staatshaushalt von Grunderwerbsteueränderungen be-
troffen. Die Effekte auf das Steueraufkommen fassen wir im 
folgenden Abschnitt zusammen.

einher, was die Autoren hauptsächlich dem Rückgang von 
Umzügen innerhalb kurzer Distanzen zuschreiben.

Zusammenfassend kommen die meisten Studien zu dem 
Ergebnis, dass eine Befreiung der Grunderwerbsteuer wie im 
Fall von Großbritannien die Anzahl der Transkationen erhöht 
und eine Steuererhöhung die Anzahl der Transaktionen signi-
fikant senkt (in Tabelle 3 stellen wir die Ergebnisse übersicht-
lich dar). Ursprünglich vorteilhafte Geschäfte kommen nun 
nicht mehr zustande. In der öffentlichen Diskussion wird 
 häufig argumentiert, dass dieses Phänomen auch vorteilhaft 
sein kann, da dadurch das Spekulationsverhalten (im Sinne 
einer geringeren Preisvolatilität) abnimmt. Die empirischen 
Befunde zu diesen Überlegungen betrachten wir im nächsten 
Abschnitt.

eFFekte auF Das spekulationsverhalten

Die Idee, Transaktionen gehandelter Güter zu besteuern, um 
die Volatilität der Preisentwicklung zu reduzieren, ist nicht 
neu: Keynes (1936) und Tobin (1978) haben Transaktions-
steuern auf Aktien- und Devisenmärkten bereits vor langer 
Zeit in die wissenschaftliche Diskussion eingebracht. Jedoch 
ist a priori nicht klar, ob es überhaupt spekulative Volatilität 
gibt und die Preisschwankungen nicht fundamental gerecht-
fertigt sind. Die empirische Evidenz zur tatsächlichen Wirk-
samkeit von Transaktionssteuern auf den Finanzmärkten ist 
nicht eindeutig; teilweise werden durch die Steuern Preis-
schwankungen sogar verstärkt (vgl. Hau 2006, Mirrless et al. 
2012 und Pomeranets 2012).

Immobilienmärkte sind besonders anfällig für Schwan-
kungen im Marktzyklus aufgrund des relativ starren Angebots 
im Vergleich zu anderen Gütern: Nachfrageschocks führen bei 
einer steilen Angebotskurve zu starken Preisänderungen. Zu-
dem reagiert die Angebotsmenge auf dem Immobilienmarkt 
sehr verzöget auf die geänderte Nachfrage, da der Neubau 
bzw. Abriss der Immobilien einige Zeit in Anspruch nimmt 
(vgl. Ellis et al. 2012). Daher werden in der öffentlichen Diskus-
sion exzessive, spekulativ getriebene Preisaufschläge auf dem 
Immobilienmarkt (Immobilienblase) befürchtet und Trans-
aktionssteuern zur Dämpfung dieser gefordert (vgl. z. B. Catte 
et al. 2004 und Europäische Kommission 2015). Crowe et al. 
(2013) stellen allerdings fest, dass auch Länder mit hohen 
Grunderwerbsteuern nicht weniger häufig von Immobilien-

land autoren art der steueränderung Mengeneffekte

Australien Davidhoff und Leigh (2013) Steuererhöhung negativ

Deutschland Fritzsche und Vandrei (2016b) Steuererhöhung negativ 

Deutschland Petkova und Weichenrieder (2017) Steuererhöhung negativ (Häuser), keine (Wohnungen)

Großbritannien Besley et al. (2014) Steuererleichterung positiv  

Großbritannien Best und Kleven (2015) Steuererleichterung positiv 

Kanada Dachis et al. (2012) Steuererhöhung keine

USA Slemrod et al. (2017) Steuererhöhung negativ 

USA Hilber und Lyytikäinen (2017) Steuererhöhung negativ 

tab. 3
Zusammenfassung der Mengeneffekte durch Grunderwerbsteueränderungen

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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eFFekte auF Das steuerauFkommen

Die Auswirkungen von Änderungen in der Grunderwerb-
steuer auf die Immobilienpreise und die Anzahl der Trans-
aktionen führen entsprechend auch zu Effekten auf das 
 Steueraufkommen: Da bei einer Steuererhöhung sowohl die 
(Netto-)Preise als auch die gehandelte Menge sinken, führt 
beispielsweise eine Steuererhöhung um 1 % zu weniger als 
1 % mehr Steueraufkommen.

Büttner (2017a) untersucht den Einfluss von Steuererhö-
hungen auf das Steueraufkommen in Deutschland mithilfe 
 einer Differenzen-in-Differenzen-Analyse und Daten zwischen 
den Jahren 2002 und 2015. Tatsächlich findet der Autor, dass 
ein Anstieg der Grunderwerbsteuer um ein Prozent nur zu 
0,6 % höheren Steuereinnahmen führt.6

Fazit

Dieser Überblick über die in der Literatur quantifizierten 
 Effekte von Änderungen in der Grunderwerbsteuer hat ge-
zeigt, dass Steueränderungen einen Einfluss auf die Preise, 
die Anzahl der Transaktionen und das zu erwartende Steuer-
aufkommen haben können. Je nach untersuchtem Land und 
der entsprechenden Ausgestaltung der Grunderwerbsteuer 
sind die Effekte unterschiedlich stark ausgeprägt. Es kann 
festgestellt werden, dass Steuererhöhungen mit deutlichen 
Preisrückgängen einhergehen und die Traglast überwiegend 
bei den Verkäufern liegt. Die meisten Studien kommen zu dem 
Ergebnis, dass höhere Grunderwerbsteuern außerdem die 
Anzahl der Transaktionen senken. Entsprechend kann auch 
gezeigt werden, dass der Anstieg der Steuereinnahmen bei 
einer Grunderwerbsteuererhöhung unterproportional ist. 
Nicht eindeutig empirisch belegt sind hingegen die Befunde 
bezüglich des Spekulationsverhaltens auf dem Immobilien-
markt. Eine höhere Steuer kann sogar zu einer höheren Preis-
volatilität führen, da Immobilien seltener gehandelt werden 
und Preisanpassungen durch Änderungen in der Nachfrage 
stärker ausfallen.
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einleitung

Ostdeutschland liegt auch über 25 Jahre nach der Wiederver-
einigung in vielen ökonomischen Größen hinter Westdeutsch-
land zurück. So erreicht in Ostdeutschland das Bruttoinlands-
produkt je Einwohner lediglich einen Wert von ca. 70 % des 
westdeutschen Niveaus. Die Bruttowertschöpfung je Arbeits-
stunde (als Maß für die Produktivität) im Verarbeitenden Ge-
werbe in Ostdeutschland beträgt seit dem Jahr 2005 praktisch 
unverändert ebenfalls ca. 70 % des Westniveaus (vgl. VGR 2016). 
Auch das Bevölkerungswachstum liegt in Ostdeutschland 
während der gesamten Nachkriegszeit hinter jenem West-
deutschlands zurück. Diese Entwicklung hat sich durch die Ab-
wanderung meist junger Menschen infolge der Vereinigung 
noch verstärkt. Darüber hinaus wird auch für die kommenden 
Jahre kaum eine Verringerung dieser Unterschiede erwartet.

Ökonomen, Politiker und die Öffentlichkeit verweisen gerne 
auf die Zugehörigkeit zum Ostblock und die plan wir t schaftlich 
organisierte Ökonomie der ehemaligen DDR, um die persistente 
ökonomische Rückständigkeit von Ostdeutschland zu erklären. 
Dieser Betrag argumentiert, dass ein Teil des heute zu beob ach-
tenden ökonomischen Rückstandes Ost deutsch lands dem gegen-
über auch ohne die sozialistische und plan wirtschaftliche Ver-
gangenheit der ehemaligen DDR vorhanden wäre. Wie eine Studie 
von Ochsner (2017) zeigt, kann schon alleine die Tatsache, dass 
Ostdeutschland nach dem Ende des 2. Weltkriegs in den Ein-
flussbereich der Sowjetunion geriet,  einen erheblichen Teil des 
persistenten Rückstands erklären: So führte das Verhalten der 
 Roten Armee und der Rotarmisten in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit in den von ihr kontrollierten Gebieten u. a. zu einer 
Fluchtbewegung qualifizierten Human kapitals und zum Verlust 
von Sachkapital durch Demontagen, die die ökonomische Ent-
wicklung über Jahrzehnte hinaus geschwächt hat. Um dies zu 
verdeutlichen, wird in der genannten Studie die ökonomische 
Entwicklung im österreichischen Bundesland Steiermark näher 

betrachtet. Dabei wird der Umstand genutzt, dass gewisse Regi-
onen in der Steiermark am Ende des 2. Weltkrieges von der Roten 
Armee befreit worden sind, während benachbarte Regionen von 
den Westalliierten eingenommen wurden. Wie in anderen Teilen 
Osteuropas (und so auch in den von der Roten Armee befreiten 
Gebieten im heutigen Ostdeutschland) ging die Ankunft der Ro-
ten Armee in der Steiermark mit einem Massenexodus der Bevöl-
kerung einher. Dar über hinaus begann die Rote Armee direkt nach 
dem Krieg mit den ersten Demontagen von Sachkapital in den 
von ihr kontrollierten Gebieten. Im Gegensatz zu Ostdeutsch-
land gelangten die von der Roten Armee befreiten Gebiete aber 
nicht für eine längere Periode unter sowjetische Kontrolle. Nach 
nur 74 Tagen zog sich die Rote Armee im Juli 1945 vollständig aus 
dem von ihr kontrollierten Teil der Steiermark zurück.

Die kurze Anwesenheit der Roten Armee von lediglich 74 Ta-
gen schwächt die betroffenen Gemeinden in der Steiermark den-
noch bis heute. So liegen die Bevölkerungsentwicklung und die 
Maße für die lokale Arbeitsproduktivität in ehemals sowjetisch 
befreiten Gemeinden weit hinter jenen ihrer direkten, von den 
Westalliierten befreiten Nachbargemeinden zurück. Auf Ost-
deutschland übertragen bedeutet dies, dass zumindest ein Teil 
des heute noch vorhandenen ökonomischen Rückstandes ver-
mutlich auf die direkten Nachkriegswirren mit der verbundenen 
Präsenz der Roten Armee zurückgeführt werden kann.

Die rote armee in Der steiermark

Die befreiung der steiermark: ein quasi-natürliches 
experiment

Das österreichische Bundesland Steiermark, im Südosten 
Österreichs gelegen, war in den letzten Kriegstagen des 

Christian Ochsner*

Was wäre wenn… die Rote Armee im Som
mer 1945 Ostdeutschland wieder verlassen 
hätte? Eine Antwort aus der Steiermark

Ein Teil des heute noch vorhandenen ökonomischen Rückstandes von Ostdeutschland im Vergleich zu 
Westdeutschland kann direkt auf die Nachkriegswirren des 2. Weltkrieges zurückgeführt werden. Die 
Ankunft der Roten Armee in Zentral und Osteuropa führte sowohl zu großen Fluchtbewegungen als auch 
zu Demontagen durch die Rote Armee und zu Plünderungen durch ihre Soldaten. Wie jüngste Forschungs
ergebnisse zeigen, sind die ökonomischen Folgen der unmittelbaren Nachkriegszeit noch heute nach
weisbar. Die in diesem Beitrag vorgestellte Studie legt somit nahe, dass ostdeutsche Regionen selbst dann 
dauerhaft ökonomisch geschwächt worden wären, wenn sich die Rote Armee im Sommer 1945 gänzlich 
aus diesen Gebieten zurückgezogen hätte und es nie zu einer Teilung Deutschlands gekommen wäre.

* Christian Ochsner ist Doktorand an der Niederlassung Dresden des ifo In  sti -
tuts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V.
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markationslinie miteinander verglichen, die unmittelbar an-
einander grenzen. Verschiedene Variablen, die die wirtschaft-
liche Entwicklung einer Gemeinde in den vergangenen 70 Jah-
ren sonst noch beeinflusst haben, sollten auf benachbarte 
Gemeinden gleichermaßen eingewirkt haben; so etwa die 
Entfernung zu großen ökonomischen Zentren, die Verkehrs-
anbindung oder geographische Kennzahlen. Aber auch sonst 
kaum messbare Variablen wie z. B. die regionale Arbeitsmoral 
dürften sich zwischen direkten Nachbargemeinden kaum von-
einander unterscheiden. In der Studie von Ochsner (2017) wird 
darüber hinaus gezeigt, dass sich die Gemeinden beiderseits 
der Demarkationslinie in ihrer ökonomischen und sozio- 
demographischen Struktur vor dem 2. Weltkrieg nicht unter-
schieden haben. Hierzu wurden neben der Bevölkerungsent-
wicklung auch die Gemeindezensus von 1934 und 1939 ausge-
wertet. Alle darin enthaltenen Variablen, u. a. die Wirtschafts-
struktur, Anteil der Selbstständigen, die Zusammensetzung 
der Alterskohorten und weiterer sozio-ökonomischer Charak-
teristika der lokalen Bevölkerung unterschieden sich in der 
Zwischenkriegszeit nicht zwischen den Demarka tionsgemein-
den.1  Somit sind die nötigen Voraussetzungen für ein „quasi- 
natürliches Experiment“ gegeben, in dem vormals gleiches 
zufälliger Weise ungleich behandelt wurde. Dieser Sachverhalt 
erlaubt es sodann, mögliche ökonomische Unterschiede in 
der Zeit nach dem 2. Weltkrieg direkt auf die kurzzeitige Prä-
senz der Roten Armee zurückzuführen.

Die kurzfristigen Folgen der präsenz der roten armee

Die kurze Präsenz der Roten Armee in der Steiermark hatte 
für die betroffenen Gemeinden schwerwiegende Auswirkun-
gen. Zum einen kam es in den sowjetisch befreiten Gebieten 
zu offiziellen und inoffiziellen Demontagen von ganzen Fabri-
ken und Produktionsanlagen und zu Plünderungen durch die 
Rotarmisten. Iber et al. (2008) dokumentieren den durch die 
Westalliierten geduldeten Abbau von 20 Industriebetrieben 
im sowjetisch befreiten Teil der Steiermark. Dabei handelte 
es sich um Betriebe, welche größtenteils nach dem Anschluss 
Österreichs an Nazideutschland auf- bzw. ausgebaut wurden 
und meist Rüstungsgüter produzierten. Neben den offiziel-
len und somit gut dokumentierten Demontagen beschlag-
nahmte die Rote Armee weitere Produktionsanlagen, de-
montierte die lokale Infrastruktur und baute im großem Stile 
Stromleitungen ab (vgl. Iber et al. 2008). Zudem plünderten 
Rotarmisten Haushalte und kleine Handwerksbetriebe. Die 
Rotarmisten wurden gar implizit zu Plünderungen animiert, 
durften sie doch ihre „Beute“ kostenlos in ihre Heimat schi-
cken (vgl. Stelzl-Marx 2012). Tausende von derartigen Plün-
derungen wurden offiziell gemeldet, während die Dunkel-
ziffer noch weitaus höher liegen dürfte (vgl. Beer 2004).

Zum anderen waren die von der Roten Armee befreiten Ge-
meinden im geringeren Maße ein Zufluchtsort für Flüchtlinge. 
Österreich erlebte während den ersten Nachkriegsmonaten 
eine Bevölkerungsverschiebung von Ost nach West. Insbeson-
dere Wien und die Gebiete, welche nach dem Juli 1945 zur offi-
ziellen sowjetischen Besatzungszone geschlagen wurden, wa-
ren von einer großen Abwanderungswelle betroffen (vgl. Eder 
und Halla 2016). Hingegen erlebten Regionen, welche den Be-
satzungszonen der Westalliierten zugeschlagen wurden (USA, 

2. Weltkrieges das größte noch zusammenhängende Gebiet, 
welches von den Nazis kontrolliert wurde. Am 8. Mai 1945, 
dem Tag der Kapitulation von Nazideutschland, befanden 
sich die alliierten Streitkräfte noch weit von der späteren inner-
steirischen Demarkationslinie entfernt. Amerikanische und 
französische Truppen hatten erst wenige Tage davor die öster-
reichische Westgrenze erreicht; britische Truppen standen in 
Norditalien und in der Krain. Die Rote Armee ihrerseits be-
fand sich zu diesem Zeitpunkt ganz im Osten der Steiermark 
an der steirisch-burgenländischen Grenze.

Nach der Kapitulation von Nazideutschland wurde die 
ganze Steiermark als letztes, noch nicht von den Alliierten 
kontrolliertes Gebiet innerhalb von weniger als einem Tag von 
den alliierten Streitkräften überrollt. Dabei stießen die Ame-
rikaner von Nordwesten, die Briten von Südwesten und die 
Rote Armee von Osten her in die Steiermark vor. An den Stel-
len, wo die Truppen aufeinander trafen, entstand kurzzeitig 
eine Demarkationslinie, welche lediglich für 74 Tage bis zum 
22. Juli 1945 Bestand hatte. Danach wurde die ganze Steier-
mark der britischen Besatzungszone zugeschlagen. Sowohl 
die Amerikaner als auch die Rote Armee zogen sich aus den 
von ihnen befreiten steirischen Gebieten in Richtung der ihr 
zugewiesenen Besatzungszonen zurück.

Aus empirischer Sichtweise handelt es sich bei der oben 
beschriebenen Befreiung der Steiermark um ein sogenanntes 
„quasi-natürliches Experiment“. Ein quasi-natürliches Expe-
riment liegt etwa dann vor, wenn vormals Gleiches zufälliger-
weise ungleich behandelt wird. Im Falle der innersteirischen 
Demarkationslinie trifft dies insbesondere auf die direkten 
Demarkationsgemeinden zu. Die Gemeinden beiderseits der 
Demarkationslinie gehörten vor dem Mai 1945 Jahrhunderte 
lang und auch nach dem Juli 1945 bis heute zur gleichen poli-
tischen Einheit – die Demarkationslinie war weder eine Bun-
deslandgrenze noch eine Grenze politischer Bezirke. Ob eine 
Gemeinde gerade noch von den Truppen der Roten Armee be-
freit wurde oder ob die Westalliierten diese zuerst erreichten, 
war dem reinen Zufall geschuldet (vgl. Stelzl-Marx 2012).

Abbildung 1 zeigt die Steiermark und ihre Gemeinden 
 gemäß des Gebietsstandes von 2011. Wie die obere Karte 
 verdeutlicht, wurden die östlichen und zentralen Gebiete der 
Steiermark von der Roten Armee befreit. Insgesamt wurden 
80 % der steierischen Gemeinden, unter ihnen auch die Lan-
deshauptstadt Graz, von der Roten Armee befreit und während 
den darauffolgenden 74 Tagen von ihr kontrolliert. Knapp 
hundert weststeirische Gemeinden waren hingegen von bri-
tischen oder amerikanischen Truppen befreit und zwischen-
zeitlich kontrolliert worden. Zudem waren drei Gemeinden an 
der Demarkationslinie zwischen Westalliierten und der Roten 
Armee geteilt. Die in Abbildung 1 dargestellte Zuordnung der 
Gemeinden nach der jeweiligen Befreiungsmacht erfolgte 
 anhand einer Transkription sowjetischer Protokolle (vgl. Iber 
et al. 2008) und anhand von Gemeindechroniken.

Die untere Karte in Abbildung 1 zeigt die Demarkations-
gemeinden beiderseits der Demarkationslinie. Diese Gemein-
den sind Gegenstand der empirischen Untersuchung dieses 
Beitrages. Anhand dieser Gemeinden soll untersucht werden, 
wie sich die kurze Präsenz der Roten Armee von lediglich 
74 Tagen auf die spätere wirtschaftliche Entwicklung ausge-
wirkt hat. Dabei werden die Gemeinden beiderseits der De-
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abb. 1
Die befreiung der steiermark

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut

Großbritannien, Frankreich), in dieser Zeit einen starken Bevöl-
kerungsanstieg. Als Teil der britischen Besatzungszone ab dem 
Juli 1945 erlebte auch die Steiermark einen starken Bevölke-
rungsanstieg. So wuchs die steirische Bevölkerung von 1939 
bis 1946 um ca. 8 %. Allerdings verdeutlicht Abbildung 2, dass 
dieser Bevölkerungsanstieg ungleich auf die steirischen Ge-
meinden verteilt war. Betrachtet man lediglich die Gemeinden 
beiderseits der Demarkationslinie, so finden sich große Unter-
schiede in der Bevölkerungsentwicklung. Demarkationsgemein-
den, welche von den Westalliierten befreit wurden, erlebten 
ein Bevölkerungswachstum von über 13 % von 1939 auf 1946. 

Benachbarte Demarkationsgemeinden, welche von der Roten 
Armee befreit wurden, stagnierten hingegen bei ihrer Bevölke-
rungsentwicklung. Die Bevölkerungszahlen von 1946 basieren 
auf der Vergabe von Lebensmittelkarten (vgl. Ochsner 2017). 
Deswegen wird in Abbildung 2 auch die Bevölkerungsentwick-
lung anhand der Daten der amtlichen Gemeindezensus zwi-
schen 1939 und 1951 dargestellt. Dies verändert allerdings den 
bereits gemachten Befund kaum. So wuchs die Bevölkerung in 
den westalliierten befreiten Demarkationsgemeinden immer 
noch um ca. 10 % stärker als in den direkt von der Roten Armee 
befreiten Nachbargemeinden.

 Westalliierte (USA, GB)  Rote Armee  Geteilte Gemeinden

Demarkationsgemeinden

Befreiung der Steiermark und Teilung für 74 Tage
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Demgegenüber postulieren die Vertreter der endogenen 
Wachstumstheorie die These, dass zufällig entstandene Un-
terschiede – wie am Beispiel der steirischen Demarkations-
gemeinden – sich im Laufe der Zeit sogar noch verstärken 
könnten. Maßgeblich für eine solche Entwicklung sind die 
Ausgangsbedingungen wie etwa die anfängliche Ausstattung 
mit Sach- und Humankapital. Dieser Argumentation folgt 
etwa die Literatur zur Neuen Geographischen Ökonomie (vgl. 
Krugman 1991, Davis und Dingel 2016). Diese besagt, dass 
anfängliche Unterschiede durchaus über einen längeren 
Zeitraum bestehen bleiben und sich diese infolge positiver 
Skaleneffekte im Laufe der Zeit gar noch verstärken können.

bevölkerungsentwicklung beiderseits  
der Demarkationslinie

Nachfolgend wird untersucht, ob der relative Bevölkerungs-
rückgang in den von der Roten Armee befreiten Gemeinden 
über einen längeren Zeitraum bestand hat. Dabei kann die Be-
völkerungsentwicklung, wie in der Fachliteratur üblich, als Proxy 
für die regional-ökonomische Aktivität interpretiert werden.

Die Verlaufsgraphiken in Abbildung 3 zeigen die Bevölke-
rungsentwicklung in Gemeinden beiderseits der Demarka tions-
linie. Die obere Verlaufsgraphik vergleicht die Bevölkerungs-
entwicklung in den Demarkationsgemeinden der Roten Armee 
(graue Linie) mit der Bevölkerungsentwicklung in den benach-
barten, von den Westalliierten befreiten Demarka tions gemein-
den (grüne Linie). Die untere Verlaufsgraphik erweitert das 
Sample der direkten Demarkationsgemeinden um Gemein-
den, die bis zu zehn Kilometer von der nächsten Demarkations-
gemeinde entfernt sind. Die Gemeindegröße des Jahres 1939 
ist in beiden Schaubildern auf 100 normiert. Der grau schraf-
fierte Bereich in den Abbildungen stellt die Zeit des 2. Weltkrie-
ges dar, die schwarze vertikale Linie symbolisiert die 74-tägige 
Präsenz der Roten Armee in Teilen der Steiermark.

ökonomische nachWirkungen Der beFreiung 
Durch Die rote armee

theoretische Überlegungen möglicher effekte

Sowohl der Verlust von Sachkapital infolge der Demontagen 
und Plünderungen, als auch der relative Bevölkerungsrück-
gang in den sowjetisch befreiten Gemeinden der Steiermark 
dürften die wirtschaftliche Entwicklung in den Nachkriegs-
jahren beeinflusst haben. In der Fachliteratur wird allerdings 
darüber gestritten, ob kurzfristige Schocks auch langfristige 
Auswirkungen auf die betroffenen Regionen haben können. 
So argumentieren die Vertreter der Theorie der „Fundamen-
talausstattung einer Region“, dass die Wirtschaftsentwicklung 
einer Region hauptsächlich von Determinanten bestimmt ist, 
welche sich im Zeitablauf nicht verändern. Als Beispiele solcher 
Determinanten werden etwa das Klima, die regionale Aus-
stattung mit natürlichen Ressourcen oder die geographische 
Lage einer Region und der damit verbundene Marktzugang 
 genannt (vgl. Ellison und Glaeser 1999, Davis und Weinstein 
2002, 2008, oder Miguel und Roland 2011). Gemäß dieser 
Sichtweise dürften zufällige Ereignisse, die lediglich tempo- 
rär auf einzelne  Regionen einwirken, nicht zu anhaltenden 
öko nomischen Unterschieden führen. Im Falle der steirischen 
 Demarkationsgemeinden wäre somit nach dem Abzug der 
 Roten Armee eine schnelle Angleichung der ökonomischen 
Entwicklung beiderseits der Demarkationslinie zu erwarten; 
der Bevölkerungsschock infolge der Migrationsbewegungen 
nach dem Krieg und der Verlust von Sachkapital sollten sich 
binnen einer kurzen Frist wieder auf den ursprünglichen (rela-
tiven) Wert angleichen. Die gleiche Vorhersage trifft auch das 
neoklassische Wachstumsmodell von Solow (1956). Gemäß 
dieser Theorie sollten Regionen trotz unterschiedlicher Start-
bedingungen im Laufe der Zeit das gleiche Wohlstandniveau 
erreichen.

abb. 2
kurzfristige bevölkerungsentwicklung in den Demarkationsgemeinden

Quelle: Berechnung und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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ner Bevölkerungszuwachs registriert. Zudem zeigen beide 
Gemeindesamples, dass sich der anfängliche Bevölkerungs-
schock durch die zufällig entstandene Demarkationslinie im 
Laufe der Zeit verfestigt und persistent bis in die heutige Zeit 
nachwirkt. Ab den 1970er Jahren ist sogar ein weiteres Aus-
einanderdriften der Bevölkerungsentwicklung zu beobach-
ten. Die Effekte zwischen den direkt benachbarten Demarka-
tionsgemeinden sind hierbei am stärksten ausgeprägt.
Die Verlaufsgraphiken in Abbildung 3 geben bereits Hinweise 
darauf, dass sich die kurze Präsenz der Roten Armee in den 
von ihr befreiten Gemeinden bis heute negativ auf die Bevöl-
kerungsentwicklung, und somit auf eine wichtige makroöko-
nomische Größe, auswirkt. Im Folgenden soll nun untersucht 
werden, ob diese Unterschiede zwischen den Demarkations-
gemeinden auch im statistischen Sinne relevant sind, d. h.  
es soll geprüft werden, ob die ehemalige innersteirische De-

Betrachtet man zuerst die Zeit vor dem 2. Weltkrieg, so  
sind bei keinem der beiden Gemeindesamples große Unter-
schiede in der Bevölkerungsentwicklung zwischen den 
 später sowjetisch bzw. westlich befreiten Gemeinden zu 
 erkennen. Die beiden Verlaufslinien liegen jeweils nahe bei-
sammen oder überschneiden sich sogar mehrmals. Nach 
dem 2. Weltkrieg und der kurzen Präsenz der Roten Armee 
sind aber erhebliche Unterschiede in der Bevölkerungsent-
wicklung zwischen den direkt benachbarten Demarkations-
gemeinden ersichtlich. So springt die Verlaufslinie in den von 
den Westalliierten befreiten Gemeinden (grüne Linie) für das 
Jahr 1946 auf einen Wert von etwa 113 bzw. 114. Verglichen 
mit dem Jahr 1939 (Wert auf 100 normiert) bedeutet dies 
eine Bevölkerungszunahme von 13 % bzw. 14 % (vgl. hierzu 
auch Abb. 2). In den Gemeinden, welche sich kurzzeitig unter 
sowjetischer Kontrolle befanden, wird hingegen nur ein klei-

abb. 3
bevölkerungsentwicklung beiderseits der Demarkationslinie, 1869 bis 2011

Quelle: Berechnung und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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Lesehinweis: Die Verlaufsgraphiken zeigen die Bevölkerungsentwicklung getrennt für von der Roten Armee und den Westalliierten befreiten 
Gemeinden. Die Bevölkerungsentwicklung ist für das Jahr 1939 (letzter Gemeindezensus vor dem 2.WK) auf den Wert 100 normiert. 
Die grau schraffierte Fläche zeigt die Periode des 2. Weltkriegs an, die  schwarze vertikale Linie die 74-tägige Präsenz der Roten Armee in 
den von ihr befreiten Gemeinden.
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ten Gemeinden der gesamten Nachkriegszeit mit deren Ent-
wicklung vor dem 2. Weltkrieg verglichen. In Spalte (1) werden 
zunächst nur die direkten Demarkationsgemeinden mitein-
ander verglichen. Dabei fließen Daten von 1869 bis 2011 in die 
Schätzung ein. Es zeigt sich, dass von der Roten Armee be-
freite Gemeinden bis ins Jahr 2011 einen relativen Bevölke-
rungsrückgang im Vergleich zu den von den Westalliierten be-
freiten Nachbargemeinden von beinahe 32 % aufweisen. In 
Spalte (3) wird das Sample um Gemeinden erweitert, welche 
maximal zehn Kilometer von der nächsten Demarkations-
gemeinde entfernt liegen. Auch hier erfahren die von der Ro-
ten Armee befreiten Gemeinden während der gesamten Nach-
kriegsperiode einen relativen Bevölkerungsrückgang. Aller-
dings ist der Effekt mit knapp 16,5 % deutlich kleiner und auch 
von kleinerer statistischer Signifikanz als im Sample der direk-
ten Demarkationsgemeinden in Spalte (1). Dieses Ergebnis 
deutet darauf hin, dass die langandauernden Folgen der Be-
freiung durch die Rote Armee direkt an der ehemaligen Demar-
kationslinie am stärksten ausgeprägt sind. Empirisch betrach-
tet ist dies aber von höchster Relevanz, da direkte Demar-
kationsgemeinden die besten statistischen Einheiten sind,  
um den kausalen Effekt der kurzfristigen Präsenz der Roten 
 Armee zu messen. So gehören Gemeinden, welche sich zehn 
 Kilometer östlich der Demarkationslinie befinden bereits zur 
Großagglomeration von Graz. Diese profitieren mitunter von 
der Wirtschaftsdynamik der steirischen Hauptstadt, weshalb 
der Effekt kleiner wird, je weiter das Sample gefasst wird.2

markationslinie auch heute noch eine statistisch signifikante 
Grenze der Bevölkerungsentwicklung der Nachkriegszeit dar-
stellt. Hierzu wird folgendes, dem Differenzen-in-Differenzen- 
Ansatz nachempfundenes FE-Model geschätzt:

Bev_Wachstumit = αi + β (Rote_Armeei × Post_1945t) + δt + εit

mit t = 1869, ..., 2011 i = 1, ..., 112

Von besonderem Interesse ist hierbei der Interaktionskoeffi-
zient β. Dieser beschreibt die Unterschiede in der Bevölkerungs-
entwicklung (Bev_Wachstumit) unterschiedlich befreiter Ge-
meinden seit dem 2. Weltkrieg. Dabei ist Rote_Armeei eine 
Dummy-Variable mit dem Wert 1 (0), wenn die Gemeinde durch 
die Rote Armee (Westalliierte) befreit worden ist. Post_1945t ist 
ebenfalls eine Dummy-Variable mit dem Wert 1 für die Perioden 
nach dem 2. Weltkrieg, und einen Wert von 0 für die Beobach-
tungsperioden vor dem 2. Weltkrieg. Des Weiteren greifen die 
Gemeindefixe Effekte αi mögliche unter schiedliche Entwick lun-
gen vor dem 2. Weltkrieg zwi schen den Demarkationsgemein-
den ab, während δt über Zeit effekte, welche die Demarkations-
gemeinden beiderseits der Demarkationslinie gleichermaßen 
treffen, kontrolliert. Der Fehlerterm εit ist über mögliche geo-
graphische Abhängig keiten korrigiert (vgl. Conley 2008).

Die Resultate der empirischen Schätzung sind in Tabelle 1 
dargestellt. Zunächst werden die Resultate der Spalten (1) und 
(3) genauer betrachtet. Darin wird die unterschiedliche Bevöl-
kerungsentwicklung zwischen sowjetisch und westlich befrei-

tab. 1
auswirkung der befreiung durch die rote armee auf die bevölkerungsentwicklung

Quelle: Eigene Schätzungen und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut

abhängige variable: bevölkerungswachstum

Demarkationsgemeinden gemeinden innerhalb von 10 km  
zu Demarkationsgemeinden

(1) (2) (3) (4)
gesamte nachkriegsperiode
Rote Armee × post1945 –31,92** –16,47*

(13,37) (8,87)

nachkriegsperiode unterteilt
Rote Armee × Period_1939–1951 –15,17*** –10,77***

(4,12) (3,97)

Rote Armee × Period_1951–1971 0,75 –3,19

(4,70) (4,91)

Rote Armee × Period_1971–1991 –7,66 –4,41

(4,70) (4,46)

Rote Armee × Period_1991–2011 –10,16** –1,83

(4,38) (4,35)

Zeitfixe Effekte Ja Ja Ja Ja

Gemeindefixe Effekte Ja Ja Ja Ja

Beobachtungen 100 400 224 896

Gemeinden im Sample 50 50 112 112

Adjustiertes R² 0,14 0,17 0,06 0,08

Hinweise: Die Tabelle zeigt die Ergebnisse des Interaktionsterms einer FE-Schätzung. Die abhängige Variable ist das Bevölkerungswachstum 
seit 1939. Spalte (1) vergleicht die Bevölkerungsentwicklung nach dem 2. Weltkrieg zwischen westlichen und sowjetisch befreiten Nachbar-
gemeinden (Demarkationsgemeinden) miteinander. Spalte (2) unterteilt die Nachkriegsperiode in vier Subperioden. Die Spalten (3) und (4) 
erweitern das Sample mit Gemeinden, welche innerhalb von 10 Kilometern zur jeweiligen nächsten Demarkationsgemeinde liegen. 
Signifikanz niveaus (korrigiert über mögliche räumliche Abhängigkeit): ***: 0,01, **: 0,05, *: 0,10.
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müssen 3 % an die Gemeinde abgeführt werden, in der sich 
der Betrieb befindet. Die Gemeindesteuer je Arbeitsplatz  
ist daher als Maß für in der Gemeinde bezahlte Löhne und 
 Gehälter geeignet und kann somit als Proxy für die örtliche 
 Arbeitsproduktivität genutzt werden. Zuerst wird in Abbil-
dung 4 das Gemeindesteueraufkommen je Arbeitsplatz bei-
derseits der ehemaligen Demarkationslinie miteinander ver-
glichen. Ehemals sowjetisch befreite Gemeinden weisen im 
Vergleich zu ihren westlich befreiten Nachbargemeinden ein 
um 14,13 % geringeres Steueraufkommen je Arbeitsplatz auf. 
Dieses Resultat legt somit nahe, dass die vor Ort erbrachte 
 Arbeitsproduktivität in ehemals sowjetisch befreiten Gemein-
den selbst im Jahr 2011 geringer ausfällt (vgl. Ochsner 2017 für 
eine detaillierte Diskussion dieses Resultats). Des Weiteren 
zeigt Abbildung 4, dass die ehemals von der Roten Armee be-
freiten Gemeinden einen geringeren Beschäftigungsanteil im 
Dienstleistungssektor aufweisen. So ist der Anteil an Arbeits-
plätzen in Betrieben, welche dem Dienstleistungssektor zu-
geordnet werden, in vormals sowjetisch befreiten Gemein-
den um 5,34 % niedriger als in benachbarten westlich befrei-
ten Gemeinden. Eine Unterteilung der örtlichen Beschäfti-
gung nach Arbeitern und Angestellten zeigt darüber hinaus, 
dass der Anteil der Arbeiter in sowjetisch befreiten Gemein-
den um über 8 % höher ist als in von den Westalliierten be-
freiten Nachbargemeinden. Der letzte Balken in Abbildung 4 
 untersucht das Bildungsniveau der vor Ort lebenden Bevölke-
rung. Dabei ist der Anteil derjenigen, welche als höchsten 
Schulabschluss die Hauptschule angeben in vormals sowje-
tisch befreiten Gemeinen um 4 % höher als in westlich befrei-
ten Gemeinden.

Die Spalten (2) und (4) unterteilen die Zeit nach dem 2. Welt-
krieg in vier Subperioden. Dabei ist der relative Bevölkerungs-
rückgang bis 1951 in beiden Samples hoch signifikant. In den 
folgenden 20 Jahren stellt sich kaum eine weitere Verände-
rung der Bevölkerungsentwicklung ein; der Bevölkerungs-
schock nach dem 2. Weltkrieg bleibt also fast unver ändert 
bis 1971 bestehen. Ab 1971 beginnen ehemals sowje tisch be-
freite Demarkationsgemeinden wieder schneller zu schrump-
fen als ihre direkten Nachbargemeinden, ab 1991 gar wieder 
statistisch signifikant. Dies deutet auf einen sich verstärken-
den Effekt ab den 1970er Jahren hin. Dieser Effekt ist im er-
weiterten Sample (Spalte (4)) kaum ausgeprägt.

ökonomische unterschiede im Jahr 2011

Bereits die Resultate zur Bevölkerungsentwicklung verdeut-
lichen, wie tiefgreifend und anhaltend die kurzfristige Prä-
senz der Roten Armee nachwirkt. Neben den Auswirkungen 
auf die Bevölkerungsentwicklung sollen nachfolgend weitere 
sozio-ökonomische Größen betrachtet werden. Als Grund-
lage hierzu dient die österreichische Gemeindestatistik von 
2011 (Statistik Austria 2017). Dabei werden wiederum die 
 direkten Demarkationsgemeinden beiderseits der Demarka-
tionslinie miteinander verglichen.

In Abbildung 4 sind einige ökonomische Kenngrößen dar-
gestellt. Zuerst vergleicht das Balkendiagramm die Gemein-
desteuereinnahmen je Arbeitsplatz zwischen unterschiedlich 
befreiten Demarkationsgemeinden. Grundlage der Gemein-
desteuer in Österreich sind die in Betrieben des privaten Sek-
tors bezahlten Löhne und Gehälter. Von deren Lohnsumme 

abb.4
unterschiede in der sozio-ökonomischen struktur zwischen Demarkationsgemeinden, 2011
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Fazit

Dieser Beitrag stellt kurz die Hauptbefunde der Studie von 
Ochsner (2017) dar, welche sich mit den persistenten ökono-
mischen Effekten einer kurzen Präsenz der Roten Armee 
nach dem 2. Weltkrieg befasst. Hierzu werden Gemeinden im 
österreichischen Bundesland Steiermark verglichen, welche 
unmittelbar an der Demarkationslinie zwischen der Roten 
Armee und den Westalliierten lagen. Der Verlust von Sach-
kapital, und der anfänglich negative Bevölkerungsschock in 
den von der Roten Armee befreiten Gemeinden sind während 
der gesamten Nachkriegszeit sichtbar.

Hieraus wird abgeleitet, dass auch der bis heute persis-
tente ökonomische Rückstand Ostdeutschlands, wie auch 
anderer zentral- und osteuropäischer Staaten, zum Teil auf 
die Wirren in der unmittelbaren Nachkriegszeit zurückgeführt 
werden kann. Alleine der Umstand, nach dem 2. Weltkrieg 
kurzzeitig in den Einflussbereich der Roten Armee bzw. der 
Sowjetunion gekommen zu sein und den damit einhergehen-
den Migrationsbewegungen und dem Verlust von Sachkapital 
wirken bis in die heutige Zeit nach. So begann die Rote Armee 
bereits direkt nach dem Krieg mit der Demontage von Pro-
duktionsmitteln und Infrastruktur in den von ihr befreiten 
 Regionen Ostdeutschlands (vgl. Liberman 1996). Darüber 
 hinaus waren die westdeutschen Gebiete ein beliebteres Ziel 
von Flüchtlingen und Vertriebenen als die ostdeutschen. 
Auch flohen aus den sowjetisch besetzten Gebieten sehr 
viele, zumeist besser qualifizierte Personen bei noch offenen 
Grenzen in den Westen. Somit waren die Startbedingungen 
Ostdeutschlands bereits im Sommer 1945 schlechter als jene 
Westdeutschlands; erlebte die Region doch einen relativen 
Verlust an Human- und Sachkapital. Wie die Resultate im 
 österreichischen Bundesland Steiermark zeigen, ist ein sol-
cher Schock selbst innerhalb einer sonst homogenen poli-
tischen Einheit selbst über 70 Jahre nach Abzug der Roten 
 Armee noch sichtbar. Die sowjetisch befreiten Gebiete in 
 Ostdeutschland wären somit selbst dann ökonomisch ge-
schwächt worden, wenn sich die Rote Armee bereits im Som-
mer 1945 komplett aus Deutschland zurückgezogen hätte 
und die östliche Landeshälfte nicht während 45 Jahren Teil 
der sowjetischen Einflusszone gewesen wäre.
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zeigt werden, dass die Steuereinnahmen je Arbeitsplatz in 
den sowjetisch befreiten Gemeinden statistisch signifikant 
hinter jenen der westlich befreiten Gemeinden zurückblei-
ben. Dieses Resultat erweist sich gegenüber verschiedenen 
Spezifikationen als robust. Dabei wird sowohl über mögliche 
Unterschiede in der Steuerbasis (z. B. Anteil Selbständige, An-
teil von Staatsangestellten, Anteil Landwirte) als auch in der 
Wirtschaftsstruktur (z. B. Wirtschaftszweige, Betriebsgröße) 
kontrolliert. Des Weiteren kann Ochsner (2017) zeigen, dass 
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zwischen benachbarten Gemeinden so nicht zu finden sind. 
Dies deutet auf einen direkten Ursachen-Wirkungskanal hin 
und bekräftigt somit, dass eine lediglich 74-tägige Präsenz 
der Roten Armee nach dem 2. Weltkrieg mit einer noch heute 
messbaren geringeren (Arbeits-)Produktivität einhergeht.

ursachen Der persistenz

Im Folgenden soll kurz auf mögliche Ursachen der Persistenz 
der zuvor dargestellten Unterschiede zwischen den Demar-
kationsgemeinden eingegangen werden. Hierfür untersucht 
Ochsner (2017) die Migrationsbewegungen nach dem 2. Welt-
krieg. Dabei wird die Bevölkerungsstruktur der Demarka-
tionsgemeinden gemäß des Gemeindezensus von 1934 mit 
derjenigen von 1951 verglichen. Es zeigt sich, dass der Anteil 
der Industriearbeiter und Handwerker in den von den West-
alliierten befreiten Gemeinden steigt, wohingegen in den 
 sowjetisch befreiten Gemeinden der Anteil der in der Land-
wirtschaft beschäftigten Bevölkerung relativ zunimmt. Somit 
wurden die westlich  befreiten Gemeinden durch den Zuzug 
von Migranten indus trialisierter, während sowjetisch befreite 
Gemeinden relativ  agrarischer wurden. Dieser Umstand in 
Kombination mit dem weiter vorne im Text beschriebenen 
Verlust an Sachkapital durch die Demontagen und Plünde-
rungen der Roten Armee bzw. der Rotarmisten könnte eine 
nachhaltig positive Wirtschaftsentwicklung erschwert haben. 
Der zusätzliche relative Rückgang der Bevölkerung in den von 
der Roten Armee befreiten Gemeinden ab den 1970er Jahren 
deutet darüber hinaus auf eine endogene regionale Wirt-
schaftsentwicklung hin: Gebiete mit einer anfänglichen höhe-
ren Ausstattung an Sachkapital und als Folge der selektiven 
Migration auch an Humankapital, entwickeln sich dynami-
scher und attrahieren im Laufe der Zeit zusätzliche Bewoh-
ner. Dies und mögliche  Effekte durch z. B. steigende Skalen-
erträge können die heu tigen Produktivitätsunterschiede ent- 
lang der ehemaligen  Demarkationslinie mit erklären. Die im 
Jahr 2011 gefundenen Unterschiede sind demnach nur zum 
Teil auf die direkten  Folgen der Präsenz der Roten Armee zu-
rückzuführen. Ökono mische Größen wie das Steueraufkom-
men oder das Bildungsniveau sind somit eher eine indirekte 
Folge der Ereignisse des Jahres 1945.
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Netzentgelte“. Darauf aufbauend hat der Bundestag im Jahr 2017 
das Gesetz zur Modernisierung der Netzentgeltstruktur (Netz-
entgelt modernisierungsgesetz – NEMoG) beschlossen, welches 
Frau Zypries als Bundesministerin für Wirtschaft und Energie mit 
den Worten „Wer die Energiewende will, braucht zügigen Netz
ausbau. Für die Akzeptanz dieses Projekts ist eine faire Ver teilung 
der Kosten auf alle Schultern entscheidend. Deshalb verringern wir 
künftig regionale Unterschiede bei den Netz entgelten, in dem wir 
die Kostenbelastungen aus vermiedenen Netzentgelten schritt
weise abschmelzen und die Netz entgelte für Über tragungsnetze 
schrittweise vereinheitlichen“ (BMWi 2017) kommentiert.

In diesem Beitrag sollen eine Einordnung der verschie-
denen Komponenten der Strompreise vorgenommen und ins-
besondere die Entwicklung und Verteilung der Netznutzungs-
entgelte sowie die Auswirkungen unterschiedlicher Möglich-
keiten zur Verteilung der regionalen Netzentgelte aufgezeigt 
werden. Damit soll der Artikel eine Einführung in die Thematik 
der Netzentgelte ermöglichen. Hierzu ist der Artikel wie folgt 
gegliedert: im zweiten Abschnitt wird auf die Zusammen-
setzung der Strompreise eingegangen. Anschließend wird 
kurz die historische Entwicklung und Verteilung der Netz-
nutzungsentgelte aufgezeigt, um darauf aufbauend eine Pro-
jektion der Netznutzungsentgelte unter Zugrundelegung der 
heutigen Systematik vorzustellen. Verschiedene Anpassungs-
optionen zum bundesweiten Kostenausgleich werden dann 
im Anschluss präsentiert, bevor der Artikel mit einem kurzen 
Überblick zu weiteren Herausforderungen der Netzentgelt-
systematik und Schlussfolgerungen endet.

zusammensetzung Der enDkunDenpreise FÜr strom

Der Endkundenpreis für elektrischen Strom setzt sich aus 
verschiedenen Bestandteilen zusammen. Zum einen ist ein 
Leistungspreis bzw. Grundpreis für den Stromanschluss und 

einleitung

Durch die Umgestaltung des Elektrizitätssystems im Rahmen 
der Energiewende in Deutschland ist eine Anpassung der 
Netzinfrastruktur, die der Erzeugungsstruktur folgt, not-
wendig. Diese ist ähnlich dem Ausbau erneuerbarer Energien 
je nach Region stark unterschiedlich. In der heutigen Entgelt-
systematik hat der Endkunde im jeweiligen Versorgungs-
gebiet die regional unterschiedlichen Kosten zu tragen. 
Durch den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien und die 
damit verbundenen Anpassungen in der Netzinfrastruktur 
stellt sich die Frage, wie sich die Netznutzungsentgelte in den 
nächsten Jahren regional für Haushalts-, Gewerbe- und Indus-
triekunden entwickeln werden. Da die Infrastruktur kosten 
durch die Netzentgeltsystematik zu Teilen nicht mehr sach- 
und verursachungsgerecht auf die Endkunden verteilt wer-
den, stellt sich zudem die Frage, welche Lösungsansätze hier-
für existieren und welche Auswirkungen diese nach sich ziehen.

Die Frage einer anzupassenden Netzentgeltsystematik 
wurde erstmals während der Koalitionsverhandlungen nach der 
Bundestagswahl im Jahr 2013 angestoßen, vor dem Hinter-
grund, dass insbesondere in den ostdeutschen Flächenländern 
die Netzentgelte deutlich über den durchschnitt lichen Netz-
entgelten liegen und der Ausbau erneuerbarer Energien und die 
 damit verbundenen Investitionen in die  Netzinfrastruktur diese 
Unterschiede zumindest teilweise noch verstärkt haben. Um 
 abzuschätzen wie sich die Netz entgelte in den nächsten Jahren 
entwickeln werden hat die Sächsische Staatskanzlei ein Gutach-
ten zur Abschätzung der Entwicklung der Netznutzungsentgelte 
in Deutschland vergeben (Hinz et al. 2014). Die Weiterentwick-
lung der Netzentgeltsystematik hat dann ergänzt um das Thema 
„besondere Netzentgelte für die Lastflexibilität öffnen“ (d. h. wie 
lassen sich Netzentgelte dynamisieren, um Flexibilitäts poten-
ziale auf der Nachfrage seite heben zu können) Eingang in das 
Weißbuch Energie (BMWi 2015) gefunden. Explizit festgehalten 
sind als Eckpunkte die Themen „Bundesweite Anpassung des 
Über tragungsnetzentgeltes“ und „Abschaffung der vermiedenen 
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Regionale Unterschiede der Netzentgelte

Neben den tiefgreifenden Veränderungen bei der Stromerzeugung stellt die Energiewende vor allem die 
Bereiche Stromübertragung und verteilung vor große Herausforderungen. Notwendige Investitionen in 
die Netzinfrastruktur führen zu einer Steigerung der Netznutzungsentgelte, die von den Stromkunden 
für die Bereitstellung des Netzes entrichtet werden müssen. Eine modellgestützte Analyse zeigt, dass die 
Regionen im Norden und Osten Deutschlands von dieser Steigerung besonders stark betroffen sind. 
 Regulatorische Anpassungsoptionen, wie die Vereinheitlichung der Übertragungsnetzentgelte sowie die 
Streichung der vermiedenen Netznutzungsentgelte, die im Netzentgeltmodernisierungsgesetz beschlos
sen wurden, können diese Entwicklung abmildern. Für eine stärkere Entlastung der betroffenen Regio
nen müssten allerdings weitergehende Maßnahmen, wie beispielweise ein Tarifkorridor oder ein ein
heit liches Entgelt für Endkunden eingeführt werden.

* Fabian Hinz ist wissenschaftlicher Mitarbeiter und Prof. Dr. Dominik Möst ist 
Professor für Betriebswirtschaftslehre, insb. Energiewirtschaft, an der Fakultät 
für Wirtschaftswissenschaften der Technischen Universität (TU) Dresden.



aktuelle forschungsergebnisse

25ifo Dresden berichtet  5 / 2017

kunden heute 6,88 ct/kWh und damit ca. 25 % des Haus-
haltstrompreises aus und steht häufig im Mittelpunkt der Dis-
kussion um den Anstieg der Strompreise der letzten Jahre. Die 
energie intensive Industrie ist von der EEG-Umlage (zumindest 
zu großen Teilen) befreit und profitiert von einem geringen 
Strompreis an der Strombörse. Die geringen Strompreise an 
der Börse sind dabei auf unterschiedliche Faktoren zurück-
zuführen, wie u. a. auf das geringe Preisniveau der Primär-
energieträger und die niedrigen Preise für CO2-Emis sionszerti-
fikate, aber auch auf Überkapazitäten im Strommarkt, welche 
u. a. auch aus dem Ausbau erneuerbarer Energien resultieren. 
Damit profitiert die energieintensive Indus trie vom sogenann-
ten Merit-Order-Effekt erneuerbarer Energien3, während diese 
an den Kosten des Ausbaus aufgrund der reduzierten EEG- 
Umlage nur unterdurchschnittlich be teiligt ist. Durch die 
 Anpassung der Netzinfrastruktur ist in den nächsten Jahren 
mit  einem weiteren Anstieg der Netznutzungsentgelte zu 
rechnen, wobei dieser für die jeweiligen Spannungsebenen 
bzw. Kundengruppen unterschiedlich aus fallen wird.

entWicklung unD verteilung Der netznutzungs-
entgelte

Da der Netzbetrieb als natürliches Monopol staatlicher Re-
gulierung unterliegt, bestimmt sich die Höhe der Netznut-
zungsentgelte nach gesetzlichen Vorgaben. Unter Berück-
sichtigung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), der 
Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) und der Anreizre-
gulierungsverordnung (ARegV) wird für jeden Netzbetreiber 
eine Erlösobergrenze festgelegt. In diese gehen Kapital-
kosten und Abschreibungen für elektrische Anlagen, wie zum 
Beispiel Übertragungsleitungen oder Transformatoren, aber 
auch Verwaltungs-, Betriebs- und Wartungskosten sowie die 
Kosten für Systemdienstleistungen ein. Aus dieser Erlösober-
grenze werden nun die Tarife auf den einzelnen Spannungs-

die angeschlossene Leistung zu entrichten sowie zum ande-
ren ein Arbeitspreis für die bezogene elektrische Energie. Der 
Arbeitspreis gliedert sich weiter in Kosten für die Erzeugung 
und den Vertrieb von Strom, Kosten für die Nutzung der Netze 
sowie Steuern und weitere staatlich erhobene Ab gaben auf. 
Neben der Strom- und Mehrwertsteuer sind die Erneuer ba ren- 
Energien-Umlage (EEG), die Kraftwärme kopplungs-Umlage, 
die Umlage nach § 19 StromNEV, die Offshore-Haftungsumlage 
sowie die Umlage für abschaltbare Lasten zu nennen (vgl. 
auch Abb. 1). Die einzelnen Bestandteile werden zu Teilen 
bundesweit einheitlich bestimmt, wie bspw. die Kosten für 
die Erzeugung sowie Steuern und Abgaben, oder sind regio-
nal unterschiedlich, wie bspw. die Konzessionsabgabe, die 
Entgelte für Messung und Abrechnung und die Netzentgelte. 
Dabei wird bei den Netzentgelten eine sach- und verursa-
chungsgerechte Bestimmung angestrebt.

Zudem ist, wie aus Abbildung 1 ersichtlich, die Höhe der 
einzelnen Komponenten je nach Kundengruppe sehr unter-
schiedlich. Während ein Haushaltskunde mit einer Jahres-
abnahme von 3 500 kWh 2014 durchschnittlich 30,5 ct/kWh 
bezahlte, betrug der Durchschnittspreis für Industriekunden 
mit 24 GWh pro Jahr ca. 15 ct/kWh. Je nach in Anspruch ge-
nommenen Vergünstigungen kann sich dieser Tarif bis auf 
5,65 ct/kWh reduzieren (Bundesnetzagentur 2014). Die Unter-
schiede bei der Höhe der Arbeitspreise resultieren zum einen 
aus der unterschiedlichen Anschlussleistung auf verschiede-
nen Spannungsebenen1 sowie zum anderen aus einem opti-
mierten Strombezug2. Entsprechend ist jede Kundengruppe 
unterschiedlich stark von Entwicklungen in der Energiewirt-
schaft betroffen. Insbesondere für Industriekunden mit Ver-
günstigungen haben sich die Energiekosten in den letzten 
Jahren aufgrund sinkender Großhandelspreise verringert, 
während unter anderem die EEG-Umlage einen starken An-
stieg des Arbeitspreises für Elektrizität für Haushaltskunden 
mit sich brachte. Die EEG-Umlage macht beim Haushalts-

abb.1
zusammensetzung des durchschnittlichen strompreises für endkunden 2014

Quelle: Bundesnetzagentur (2014).
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ist, schlagen die Modernisierungsmaßnahmen bei einer kal-
kulatorischen Abschreibungsdauer von etwa 40 Jahren bei 
der Bestimmung der Erlösobergrenze voll zu Buche. Darüber 
hinaus führen aber auch demographische Faktoren, wie die 
geringere Bevölkerungsdichte, sowie die weniger ausgeprägte 
Industrie, zu einer geringeren flächenbezogenen Nachfrage 
und damit zu spezifisch höheren Netzkosten. Auch die Unter-
schiede zwischen städtischen und ländlichen Gegenden las-
sen sich durch die Skaleneffekte in Versorgungsgebieten mit 
einer höheren Nachfragedichte (in Städten und damit einer 
besseren Auslastung der Infrastruktur) erklären.

proJektion Der netznutzungsentgelte unter 
beibehaltung Der heutigen systematik

Die Entwicklung der Netznutzungsentgelte wurde auf Basis 
eines regionalisierten Modells bis 2024 auf Landkreisebene 
prognostiziert. Ein maßgeblicher Treiber ist hierbei das Inves-
titionsvolumen im Übertragungsnetz von etwa 30 Mrd. Euro, 
das in etwa zur Hälfte auf Investitionen in das Offshore-Netz 
entfällt und aus den Netzentwicklungsplänen (Übertragungs-
netzbetreiber 2014a, b) abgeschätzt wurde. Eine Analyse der 
einzelnen Projekte erlaubt hierbei die Zuordnung zu den 
 einzelnen Übertragungsnetzbetreibern. Auf Verteilnetzebene 
sind die Kosten vor allem durch den Netzausbau für die In-
tegration erneuerbarer Energie getrieben. Diese wurden bis 
2024 auf etwa 18 Mrd. Euro (BMWi 2014) geschätzt und auf 
Basis von Wind- und PV-Potenzialen den einzelnen Netz-
gebieten zugeordnet. Da im Netzbetrieb kurz- und mittel-
fristig vor allem Fixkosten anfallen, ist neben der Kostenseite 
auch die Nachfrageentwicklung von entscheidender Bedeu-
tung. Bei einer unterstellten gleichbleibenden Gesamtnach-
frage beeinflussen vor allem demographische Entwicklungen 
die Netzentgelte. Die regionalen Prognosen zur Bevölkerungs-
entwicklung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (2012) sowie zur wirtschaftlichen Entwicklung des 

ebenen ermittelt, wobei Kosten von den oberen auf die unteren 
Spannungsebenen gewälzt werden. So zahlten Haushalts-
kunden auf der Niederspannungsebene 2014 im Durchschnitt 
6,5 ct/kWh, während Industriekunden auf Mittel- bzw. Hoch-
spannungsebene im Mittel lediglich 1,9 ct/kWh bezahlten.

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung seit 2006. Nach In-
krafttreten der Anreizregulierungsverordnung 2007 sind die 
Netznutzungsentgelte für alle Kundengruppen zunächst ge-
sunken. Seit 2011 verzeichnen die Entgelte wieder eine stei-
gende Tendenz. Auf Ebene des Übertragungsnetzes sind die 
steigenden Entgelte zum einen durch Investitionen in den 
Netzausbau, vor allem zur Anbindung von Offshore-Wind-
parks sowie zum Transport des Windstroms von Nord- nach 
Süd- und Westdeutschland bedingt. Zum anderen schlagen 
aber auch Maßnahmen des Engpassmanagements, wie Re-
dispatch und Einspeisemanagement sowie die Kosten für  
die Netzreserve zu Buche. Auch auf Verteilnetzebene waren  
in den vergangenen Jahren Kostensteigerungen, vor allem 
durch den Netzausbau zur Integration erneuerbarer Ener-
gien, aber auch durch die Auszahlung vermiedener Netz-
nutzungsentgelte (vNNE), zu verzeichnen.

Zusätzlich zur steigenden Tendenz lassen sich große 
 regionale Unterschiede bei den Netznutzugsentgelten fest-
machen, wie aus Abbildung 3 ersichtlich ist. So fallen die Ent-
gelte in den neuen Bundesländern tendenziell höher aus als 
in den alten. Auch lassen sich in größeren Städten, vor allem 
in den Stadtstaaten, deutlich geringere Entgelte feststellen 
als in ländlichen Gebieten.

Unterschiede kommen dadurch zustande, dass jeder 
Übertragungs- bzw. Verteilnetzbetreiber auf Basis seiner Er-
lösobergrenze Netznutzungsentgelte für seine Kunden fest-
legt. Höhere Entgelte in den neuen Bundesländern sind unter 
anderem auf verstärkte Investitionen in Modernisierungs-
maßnahmen nach der Wiedervereinigung zurückzuführen. 
Während in den alten Bundesländern ein Großteil der noch in 
Benutzung befindlichen Infrastruktur bereits abgeschrieben 

abb. 2
entwicklung der nutzungsentgelte 2006 bis 2014

Quelle: Bundesnetzagentur (2014). 
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der durchschnittlichen Entgelte zwischen Brandenburg und 
Bremen 2014 noch 2,9 ct/kWh (46 % des Mittelwerts), beträgt 
der Abstand zwischen höchstem und geringstem Entgelt 2024 
auf Basis der Modellrechnung, wie aus Abbildung 4 ersichtlich, 
bereits 5,4 ct/kWh (70 % des Mittelwerts). Während das durch-
schnittliche Entgelt in zehn Jahren real lediglich um 23 % 
steigt, beträgt die Steigerungsrate beim Spitzenreiter Meck-
lenburg-Vorpommern 48 %. Unter Beibehaltung der heutigen 
Netzentgeltsystematik ist eine Zunahme der regionalen Unter-
schiede der Entgelte zu erwarten. Zu beachten ist bei den auf-
gezeigten Entgelten, dass diese bereits Mittelwerte innerhalb 
von Bundesländern darstellen und die Unterschiede auf Ebene 
der Netzgebiete noch extremer ausfallen.

ifo Instituts (2012) legen dabei eine Zunahme von Bevölke-
rung und Wertschöpfung in den Ballungsgebieten um die 
Großstädte nahe. In ländlichen Regionen, vor allem in Ost-
deutschland, aber auch in den alten Bundeländern, ist hin-
gegen eine negative Entwicklung zu erwarten.

Dies wirkt sich nicht zuletzt auf die Netznutzungsentgelte 
aus. Während Zusatzkosten durch den Netzausbau vor allem in 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Bayern und Baden-Würt-
temberg durch eine positive Bevölkerungs- und Wertschöp-
fungsentwicklung abgemildert werden könnten, verstärken 
sich beide Effekte in Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen, 
Sachsen-Anhalt und in Teilen Brandenburgs und haben einen 
rasanten Anstieg der Entgelte zur Folge. Betrug die Differenz 
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abb. 3
regionale verteilung der netznutzungsentgelte für haushaltskunden 2014

Quelle: Berechnungen von Hinz und Möst auf Basis von ene’t GmbH (2015).
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abb. 4
regionale verteilung der netznutzungsentgelte für haushaltskunden 2024

Quelle: Berechnungen Hinz und Möst.
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Jahr 2024 relativ gering. Bei Industriekunden fällt dieser 
 Effekt mit +/-8 % deutlich höher aus. Aufgrund des höheren 
Anteils des Übertragungsnetzentgelts fällt hier aber auch die 
Steigerung des durchschnittlichen Entgelts von 2014 bis 2024 
mit 54 % deutlich höher aus als bei den Haushaltskunden.  
Da die Modellrechnungen auf der Annahme beruhen, dass  
die Netze wie geplant ausgebaut werden, könnten diese 
 Effekte bei Verzögerungen im Netzausbau deutlich höher 
 ausfallen, wenn beispielsweise durch Redispatchmaßnah-
men die Netzkosten zwischen den einzelnen Betreibern stark 
abweichen.

Eine weitere Stellschraube sind die vermiedenen Netz-
nutzungsentgelte. Diese wurden unter der Annahme einge-
führt, dass Erzeugungseinheiten auf niedrigeren Spannungs-
ebenen dazu beitragen, den Netzausbau im Höchst- oder Hoch-
spannungsnetz zu reduzieren. Dies mag bei regelbaren Erzeu-
gungseinheiten, wie zum Beispiel Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen, zutreffen. Bei volatilen erneuerbaren Energien in 
Kombination mit hohen Zubauleistungen lässt sich aber häu-
fig ein gegenteiliger Effekt beobachten. Vor allem in ländlichen 
Regionen mit geringer Stromnachfrage und einer hohen 
installierten Leistung an Windkraft- bzw. PV-Anlagen kommt 
es in Zeiten mit hoher Einspeisung häufig zu Rückspeisungen 
in das Übertragungsnetz. Investitionen in die Netzinfrastruktur 
sind daher vor allem notwendig, um den erzeugten Strom 
abzutransportieren. In diesem Fall verursachen die Anlagen 
zusätzliche Netzkosten, anstatt diese einzusparen. Da vNNE 
mit der Einspeisevergütung bzw. mit der Marktprämie nach 
dem EEG verrechnet werden, stellen sie für diese Anlagen im 
Gegensatz zu konventionellen Kraftwerken keine zusätzliche 
Einnahmequelle dar. Die beschlossene stufenweise Abschaf-
fung der vNNE für volatile Erzeuger im NEMoG führt daher 
nicht zu geringeren Einnahmen für die Betreiber von PV- und 
Windkraftanlagen, sondern erhöht entsprechend die EEG-
Umlage, die bundesweit erhoben wird. Aus Abbildung 5 gehen 
die Entlastungen für Haushaltskunden in den einzelnen Bun-
desländern im Jahr 2024 hervor, die sich aus der Streichung 

anpassungsoptionen zur angleichung Der 
 netzentgelte

Da in Deutschland lediglich Lastkunden Netznutzungsentgelte 
zu entrichten haben, tragen sie einen nicht unerheblichen 
Teil der Kosten der Netzintegration von erneuerbaren Energien 
in ihrem Versorgungsgebiet. Wie im letzten Abschnitt aufge-
zeigt wurde, sind diese Belastungen zunehmend ungleich ver-
teilt. Es stellte und stellt sich daher die Frage nach möglichen 
Anpassungsoptionen der gesetzlichen Rahmenbedingungen, 
um die finanziellen Belastungen, die aus der Energiewende 
entstehen, fairer zu verteilen.

Eine in der Vergangenheit bereits häufig diskutierte Maß-
nahme, die nun durch Verabschiedung des Netzentgeltmoder-
nisierungsgesetzes (NEMoG) durch den deutschen Bundestag 
bis 2023 schrittweise umgesetzt werden soll, ist die Verein-
heitlichung der Übertragungsnetzentgelte (BMWi 2017). Da 
das deutsche Übertragungsnetz, im Gegensatz zu den meis-
ten europäischen Nachbarländern, auf vier unterschiedliche 
Betreiber aufgeteilt ist, gelten für jedes der Netzgebiete auch 
unterschiedliche Entgelte. Auch auf Übertragungsnetzebene 
sind die Entgelte im Osten Deutschlands aufgrund der Struk-
tur der Assets tendenziell höher. Allerdings spielen auch 
 andere Kostenbestandteile eine immer wichtigere Rolle. 
Maßnahmen des Engpassmanagements, die dazu dienen, 
 Leitungsüberlastungen zu verhindern und aufgrund der sich 
ändernden Erzeugungsstruktur immer häufiger eingesetzt 
werden müssen, betreffen vor allem die Betreiber im Osten 
und in der Mitte Deutschlands. Reservekraftwerke hingegen 
müssen in Süddeutschland vorgehalten werden. Insgesamt 
führen die Investitionen in den Ausbau der On- und Offshore-
netze in etwa zu einer Verdoppelung der Netzkosten bis 2024. 
Haushaltskunden sind von dieser Kostensteigerung weniger 
betroffen, da Übertragungsnetzentgelte in der Niederspan-
nungsebene durchschnittlich nur etwa 10 % des Entgelts aus-
machen. Daher ist auch der Wälzungseffekt bei Einführung 
 eines einheitlichen Übertragungsnetztarifs mit ca. +/–3 % im 

abb. 5
netznutzungsentgelte für haushaltskunden 2024 pro bundesland bei streichung vnne für volatile erzeuger

Quelle: Berechnungen Hinz und Möst.
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der vNNE für volatile Erzeuger ergeben. Die höchsten Entlas-
tungen von bis zu 0,8 ct/kWh sind hierbei in Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern zu erwarten, während die Entlas-
tungen in den meisten anderen Bundesländern eher gering 
ausfallen. Im gleichen Zug müssen die fehlenden geschätzt 
600 Mill. Euro durch die EEG-Umlage refinanziert werden. Hier 
ist eine Steigerung von ca. 0,16 ct/kWh zu erwarten. Die Strei-
chung der vNNE führt also in einigen stark betroffenen Regio-
nen zu  nennenswerten Entlastungen, während die Mehr belas-
tung in den übrigen Regionen aufgrund der deutlich größeren 
Grund gesamtheit moderat ausfällt.

Wie die Analysen der Anpassungsoptionen zeigen, be-
stehen auch nach der Einführung eines bundeseinheitlichen 
Übertragungsnetzentgelts und der Streichung der vNNE für 
volatile Erzeuger (wie dies mit dem verabschiedeten Netzent-
geltmodernisierungsgesetz vorgesehen ist) deutliche Unter-
schiede bei den Netzentgelten fort. Durch die Einführung 
eines einheitlichen Netzentgelts auch auf Verteilnetzebene 
würden diese Unterschiede vollständig verschwinden. Orga-
nisatorisch könnte ein Energienetzfonds ähnlich dem Ge-
sundheitsfonds für einheitliche Entgelte bis zur Steckdose 
sorgen, ohne die Anreize zur Kostensenkung durch die ARegV 
zu schmälern. Ähnliche Konzepte existieren beispielsweise in 
Frankreich, Italien, Spanien und Portugal. Von einem einheit-
lichen Entgelt würden am stärksten die Regionen aus den 
 Abbildungen 3 und 4 profitieren, deren Tarife weit über dem 
Durchschnitt liegen. Ein einheitliches Entgelt würde es dar-
über hinaus den Stromvertrieben ermöglichen, einen einheit-
lichen Tarif für das gesamte Bundesgebiet anzubieten, wie 
dies beispielsweise im Telekommunikationsbereich üblich ist.

Um den kostenbasierten Ansatz bei der Ermittlung der 
Entgelte beizubehalten, aber trotzdem eine wirksame Limi-
tierung in den am stärksten von den Tarifsteigerungen betrof-
fenen Regionen zu realisieren, wäre auch die Einführung eines 
Tarifkorridors denkbar. Hierbei würden die Entgelte ab einem 
gewissen Betrag eingefroren. Das Delta zu den entstandenen 
Kosten müsste in diesem Fall über einen Sockelbetrag finan-

ziert werden. Abbildung 6 zeigt die Be- und Entlastungseffekte 
bei der Einführung eines Korridors von +/–20 % um das durch-
schnittliche Entgelt. Auch hier würden Haushaltskunden in 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern mit bis zu 2,4 ct/
kWh am stärksten entlastet. Die Zusatzbelastung durch den 
Sockelbetrag beträgt hierbei lediglich 0,2 ct/kWh. Theoretisch 
wären die Aufschlüsselung nach EE-bedingtem Zubau und die 
gleichmäßige Verteilung auf alle Endkunden das vermutlich 
„fairste“ Vorgehen bei der Verteilung der Kosten. Allerdings 
scheitert dies an der fehlenden Differenzierbarkeit in der 
 Realität. Die hierzu durchgeführten hypothetischen Modell-
rechnungen zeigen aber, dass diese hypothetische Gegenwelt 
von der Verteilung der Kosten zu ähnlichen Ergebnissen 
kommt, wie der zuvor oben beschriebene Preiskorridor.

Weitere herausForDerungen Der netzentgelt-
systematik unD schlussFolgerungen

Neben den regionalen Unterschieden wird eine Anpassung 
der Netzentgeltsystematik auch aufgrund anderer Entwick-
lungen thematisiert. Im Folgenden soll eine Auswahl einiger 
Aspekte nur aufgezeigt aber nicht bewertet werden:
• Sinkende Preise für Solaranlagen und Stromspeicher las-

sen Eigenversorgungslösungen absehbar immer attrak-
tiver werden. Da aber auf absehbare Zeit auch bei Nutzung 
einer Solaranlage inklusive Stromspeicher ein Strom-
anschluss notwendig sein wird, wird vor einer sogenann-
ten Entsolidarisierung bei der Finanzierung der Netzinfra-
struktur gewarnt. Grundsätzlich wird zur Lösung eine 
Er höhung des Grund- bzw. Leistungspreises diskutiert. Be-
reits in den vergangenen Jahren war eine durchschnitt-
liche Steigerung des Leistungspreises zu beobachten. Es 
ist zu erwarten, dass sich dieser Trend aufgrund der Eigen-
versorgungsproblematik fortsetzen wird.

• Haushaltskunden erhalten mit wenigen Ausnahmen (u. a. 
Nachtspeicherheizungs- und Wärmepumpentarif) einen 
tageszeit- und börsenpreisunabhängigen Arbeitspreis. Die-

abb. 6
netznutzungsentgelte für haushaltskunden 2024 pro bundesland bei einführung eines tarifkorridors von +/–20 %

Quelle: Berechnungen Hinz und Möst.
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ser verhindert den gezielten Einsatz von flexiblen Verbrau-
chern im Strommarkt. Zur besseren Integration von flexi-
blen Verbrauchern in den Markt bzw. um entsprechende 
Flexibilitäten auf der Nachfrageseite mit modernen 
Smart-Meter-Systemen zu heben, werden dynamische 
Preisbestandteile diskutiert. Dies betrifft vor allem eine 
Dynamisierung der EEG-Umlage sowie der Netzentgelte. 
Allerdings wird eine Dynamisierung der Preisbestandteile 
von verschiedenen Marktteilnehmern kritisch gesehen und 
eine Anpassung dieser Bestandteile ist in den nächsten 
Jahren nicht zu erwarten.

• Pumpspeicherkraftwerke müssen heute auch Netzentgelte 
entrichten, da diese im Pumpbetrieb als normaler Strom-
konsument angesehen werden. Dies reduziert deren Arbi-
tragespanne an der Strombörse, d. h. den Einkauf von güns-
tigem Strom in Zeiten von Überschuss und den Verkauf  
des Stromes zu Spitzenlast, und reduziert damit die Wirt-
schaftlichkeit von Pumpspeicherkraftwerken. Vor dem 
Hintergrund der zunehmenden intermittierenden Einspei-
sung erneuerbarer Energien wurden die Netzentgelte für 
Neubauten von Pumpspeicherkraftwerke abgeschafft, um 
einen gezielteren Anreiz zum Ausbau und Einsatz von Spei-
cherkraftwerken zu schaffen.4 Darüber hinaus werden auf-
grund von Engpasssituationen im Stromnetz auch regional 
unterschiedliche Netzentgelte für Erzeuger (in Abhängig-
keit der Engpasssituation) thematisiert, um Anreize für 
den regionalen Zubau von Erzeugungskapazität zu setzen. 
Aus Sicht der Autoren ist ein Erzeugungsentgelt allerdings 
nicht der richtige Ansatz um regionale Anreize für den Zu-
bau zu schaffen. Vielmehr müsste hier die Physik näher an 
den Markt gebracht werden, bspw. durch die Einführung 
von entsprechenden Preiszonen.5

Wie die Ausführungen in diesem Artikel zeigen, bestehen auch 
nach der Verabschiedung des Netzentgeltmodernisierungs-
gesetzes und der damit verbundenen Einführung eines bun-
deseinheitlichen Übertragungsnetzentgeltes sowie der Strei-
chung der vermiedenen Netzentgelte für volatile Erzeuger 
weiterhin diverse Herausforderungen bei der Gestaltung der 
Netzentgeltsystematik, auch in Hinblick auf die weiterhin vor-
handenen regionalen Unterschiede. Dabei ist auch zu beach-
ten, dass die Anpassungen nicht sofort realisiert werden, son-
dern vollständig erst bis zum Jahr 2023. Momentan sind die 
Übertragungsnetzentgelte im Netzgebiet von 50 Hertz fast 
doppelt so hoch wie im Netzgebiet von Amprion. Dieser 
 Entgeltbestandteil ist zwar für Haushaltskunden kaum re le-
vant, macht aber bei energieintensiven Industriekunden einen 
deutlichen Unterschied aus. Neben dem bundeseinheitlichen 
Übertragungsnetzentgelt, welches bereits schrittweise um-
gesetzt wird, sollten auch weitere Maßnahmen auf Verteilnetz-
ebene in der Diskussion bleiben. Da einige Regionen extrem 
von Kostensteigerungen betroffen sind, würde die Einführung 
eines bundeseinheitlichen Endkundenentgelts oder zumindest 
eines Tarifkorridors diese Gegenden stark entlasten, wäh-
rend im übrigen Bundesgebiet aufgrund der großen Grund-
gesamtheit nur geringe Erhöhungen zu verzeichnen wären. 
Ein einheitliches Netzentgelt würde zudem einheitliche Tarife 
für das gesamte Bundesgebiet ermög lichen, wie dies bei-
spielsweise im Telekommunikations bereich üblich ist.
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1 Die Kosten der Stromnetze werden vom Höchstspannungsnetz bis zum 
Niederspannungsnetz gewälzt. Ein Kunde, der mit einer hohen Leistung 
am Höchstspannungsnetz angeschlossen ist, muss entsprechend nur die 
Kosten des Höchstspannungsnetzes tragen. Ein Haushaltskunde muss 
sowohl die Kosten des Niederspannungsnetzes als auch anteilig die Kosten 
der höheren Spannungsebenen mittragen. Entsprechend sind die Netzent-
gelte für Haushaltskunden verursachungsbedingt deutlich höher als für 
Industriekunden, die aufgrund ihrer hohen Anschlussleistung auf höheren 
Spannungsebenen angeschlossen sind.

2 Während für den Haushaltskunden das Standardlastprofil auf dem Groß-
handelsmarkt eingekauft wird, kaufen energieintensive Unternehmen ihren 
realen Lastgang häufig an der Börse ein und können hierbei ihren Strom-
bezug optimieren.

3 Der Merit-Order-Effekt erneuerbarer Energien ist die Verdrängung teuer 
 produzierender Kraftwerke durch den Markteintritt bzw. die Einspeisung 
einer erneuerbaren Anlage mit geringeren Grenzkosten, bei PV- und Wind-
kraftwerken in der Regel mit Grenzkosten zu null.

4 Vgl. EnWG §118, Abs. 6: Nach dem 31. Dezember 2008 neu errichtete Anla-
gen zur Speicherung elektrischer Energie, die ab 4. August 2011, innerhalb 
von 15 Jahren in Betrieb genommen werden, sind für einen Zeitraum von 
20 Jahren ab Inbetriebnahme hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden 
elektrischen Energie von den Entgelten für den Netzzugang freigestellt.

5 Die Einführung von Preiszonen ist sowohl politisch, marktlich als auch bei 
der Wahl des richtigen Zuschnitts nicht trivial. Hier wird auf die umfang-
reichen Forschungsarbeiten insbesondere zum richtigen Zuschnitt am 
Lehrstuhl für Energiewirtschaft verwiesen.
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Zu Beginn des neuen Ausbildungsjahres waren in Sachsen 
noch 5 300 Ausbildungsplätze unbesetzt; dies ist gut ein Viertel 
aller im laufenden Berichtsjahr gemeldeten Berufs ausbil dungs-
stellen. Gleichzeitig galten 3 200 registrierte Aus bildungs-
bewerber als unversorgt. Zur Erklärung dieses Phänomens 
wird häufig auf zwei verschiedene Ursachencluster verwiesen: 
Zum einen sinkt durch den demographischen  Wandel und hö-
here Bildungsambitionen die Gesamtanzahl der  Bewerber um 
Ausbildungsstellen. Zum anderen gibt es  Informationsdefizite 
sowie berufsspezifische, qualifikations bezogene und regio-
nale Ungleichgewichte zwischen Aus bil dungs bildungs betrie-
ben und Bewerbern, weswegen gleich zeitig Ausbildungsstel-
len unbesetzt und Bewerber unvermittelt bleiben.

Die beWerberzahl bleibt hinter Der anzahl Der 
schulabgänger zurÜck

Grundsätzlich hat sich die Situation auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt im Freistaat in den vergangenen 20 Jahren stark 
gewandelt (vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
2009a,b, 2017a). Wie Abbildung 1 verdeutlicht, ist die Zahl 
der registrierten Ausbildungsbewerber in Sachsen seit Ende 
der 1990er Jahre um über zwei Drittel gesunken, die Zahl der 
Ausbildungsstellen dagegen nur um ein Drittel. Kamen frü-
her rechnerisch knapp zwei Bewerber auf eine Stelle, beläuft 
sich das Verhältnis aktuell auf etwa 1:1. Dabei haben sich die 
Bewerber- und Stellenzahlen seit 2011 auf einem niedrigeren 
Niveau von jeweils ca. 20 000 pro Ausbildungsjahr einge-
pendelt.  

Der Rückgang der Bewerberzahlen ist dabei eine unmit-
telbare Folge des Geburtenknicks der Nachwendezeit. Dieser 
führte in der ersten Dekade des neuen Jahrtausends zu einem 
massiven Rückgang des Bewerberpotenzials. Dieses setzt 
sich zusammen aus Absolventen von allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen sowie von Übergangsmaßnahmen (Be-
rufsgrundbildungsjahr, Berufsvorbereitungsjahr, berufsvor-
bereitende Maßnahmen, vgl. Abb. 1 rechts). Jedoch hat sich 
die Entwicklung seit dem Jahr 2011 wieder gebessert; die 
 Absolventenzahlen haben sich – verursacht durch den Mitte  
der 1990er Jahre wieder einsetzenden Anstieg der Geburten-

raten – seither wieder leicht erhöht. Überraschenderweise 
wirkte sich dies bislang aber nicht positiv auf die Zahl der re-
gistrierten Ausbildungsbewerber aus.

Um festzustellen, warum die Bewerberzahlen für die du-
ale Ausbildung in den letzten Jahren schwächer expandierten 
als die Zahl der Schulabgänger, betrachten wir in Abbildung 2 
die Eintritte in die verschiedenen Ausbildungswege im Zeit-
ablauf. Dabei stehen die Schulabgänger potenziell zu zwei 
Zeitpunkten ihres Lebens vor der Wahl, eine berufliche Ausbil-
dung zu beginnen: Nach Abschluss der Sekundarstufe I (linke 
Abbildung) und gegebenenfalls nach Erlangung der Hoch-
schulzugangsberechtigung (HZB, rechte Abbildung).

Zum Ende der Sekundarstufe I verfügen die Schüler in 
der Regel über einen Haupt- oder Realschulabschluss; nur ein 
kleiner Anteil verlässt die Schule ohne Abschluss.1 Zu diesem 
Zeitpunkt haben die Absolventen die Wahl zwischen einer 
 dualen Berufsausbildung in Ausbildungsbetrieb und Berufs-
schule, einer schulischen Berufsausbildung in einer Berufs-
fachschule und dem Erwerb einer Hochschulzugangsberech-
tigung an einer allgemeinbildenden oder beruflichen Schule. 
Darüber hinaus nehmen einige Jugendliche an berufsvor-
bereitenden Maßnahmen teil, um Schulabschlüsse nach-
zuholen oder andere ausbildungsrelevante Fähigkeiten zu er-
werben, bevor sie eine duale oder schulische Ausbildung be-
ginnen können. Entscheiden sich die Schüler für den Erwerb 
einer Hochschul zugangsberechtigung, stehen sie einige Jahre 
später vor der Wahl, eine duale Berufsausbildung, eine schu-
lische Berufsausbildung oder ein Studium zu beginnen.

Abbildung 2 verdeutlicht, dass die duale Berufsausbil-
dung innerhalb der vergangenen zehn Jahre in erster Linie bei 
den Schulabgängern der Sekundarstufe I an Beliebtheit ein-
gebüßt hat (linkes Bild), nicht aber bei den Abiturienten und 
Fachabiturienten (rechtes Bild). Wählten im Jahr 2008 etwa 
40 % der Jugendlichen nach der Sekundarstufe I den Weg der 
beruflichen Ausbildung, war es im Jahr 2016 weniger als ein 
Drittel. Von den (Fach-)Abiturienten entscheidet sich dem-
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abb. 1
ausbildungsbewerber und -stellen (links) und absolventen allgemeinbildender und beruflicher schulen sowie von berufsvorbereiten-
den maßnahmen (rechts) in sachsen

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2009a,b, 2017a), Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2017a,b), Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Anmerkung: Die Statistik über den Ausbildungsstellenmarkt wurde zum Berichtsjahr 2008/2009 auf einen einheitlichen Datenstand umgestellt. 
Die Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit den Jahren davor ist daher geringfügig eingeschränkt.  
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verteilung der eintritte in verschiedene ausbildungswege in sachsen, 2005-2016

Quelle: Statistisches Bundesamt (2016, 2017), Kompetenzzentrum für Bildungs- und Hochschulforschung (2014), Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016), Statisti-
sches Landesamt des Freistaates Sachsen (2017a, b, c), Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Anmerkung: Übergangsquoten in das Studium ab dem Berichtsjahr 2011 vorläufig und geschätzt.
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gegenüber unverändert gut jeder Zehnte für eine duale Aus-
bildung. Der in den letzten Jahren beobachtete Anstieg der 
Studierneigung der Abiturienten (vgl. Kompetenzzentrum für 
Bildungs- und Hochschulforschung 2014, Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2016) hat sich demnach so gut wie 
gar nicht auf die relative Beliebtheit der dualen Ausbildung 
ausgewirkt. Relevant ist vielmehr, dass ein immer größerer 
Teil der Jugendlichen das Abitur erwirbt oder dies zumindest 
anstrebt. Im Jahr 2005 entschied sich fast jeder vierte Schü-
ler nach der Sekundarstufe I für diesen Weg, im Jahr 2016 war  
es bereits gut jeder Dritte. Auffällig ist dabei der spätestens 
seit dem Jahr 2005 recht konstante Anstieg des Anteils der 
Schüler, die die allgemeine oder fachgebundene Hochschul-
reife an beruflichen Gymnasien und Fachoberschulen erwer-
ben. Demgegenüber hat sich der Anteil der Schüler in der 
 Sekundarstufe II all gemeinbildender Schulen in den letzten 
Jahren auf einem  hohen Niveau stabilisiert. Anscheinend 
streben auch immer mehr Realschüler eine Hochschulausbil-
dung an.

Gleichzeitig steigt seit einigen Jahren wieder der Anteil 
von Jugendlichen im Übergangsbereich. Hierbei handelt es 
sich vorrangig um Schulabgänger ohne Schulabschluss bzw. 
Absolventen mit Hauptschulabschluss. Ihnen gelang in den 
letzten Jahren wieder seltener der unmittelbare Weg in eine 
Ausbildung. Unklar bleibt, ob der beobachtete Wiederanstieg 
auf potenziell zunehmenden Qualifikationsmängeln der Be-
werber oder auf möglicherweise überhöhten Erwartungen 
der Betriebe an die Qualifikation der Bewerber beruht.

Demgegenüber steht die schulische Berufsausbildung in 
keiner ersichtlichen Konkurrenz zur dualen Ausbildung. Viel-
mehr verlor die schulische Berufsausbildung parallel zur dua-
len Berufsausbildung in den letzten Jahren an Bedeutung. 
Dabei spielte aber nicht nur die gestiegene Neigung, eine 
Hochschulzugangsberechtigung zu erlangen, eine Rolle, son-
dern – anders als bei der dualen Ausbildung – anscheinend 
auch die Studierneigung der erfolgreichen Abiturienten.

Damit dürfte für die Frage, weshalb das Bewerberange-
bot für die duale Ausbildung in den letzten Jahren insgesamt 
konstant blieb, obwohl die Schulabgängerzahlen wieder 
leicht gestiegen sind, die Tendenz zu höheren Bildungs-
abschlüssen bzw. der Qualifikationsmangel nach der Sekun-
darstufe I maßgeblich sein: Immer mehr Jugendliche eines 
Jahrgangs entscheiden sich für den Erwerb einer Hochschul-
zugangsberechtigung oder müssen vor der angestrebten 
 Ausbildung erst im Übergangssystem relevante Grundfähig-
keiten erlernen.

Die interessen Der beWerber stimmen nicht hin-
reichenD mit Dem beDarF Der betriebe Überein

Neben diesen Aspekten dürften aber auch berufsfachliche 
und regionale Ungleichgewichte zwischen Bewerbern und 
Ausbildungsbetrieben für die gegenwärtigen Besetzungs-
schwierigkeiten im dualen Ausbildungssystem eine Rolle 
spielen. Denn die Ausbildungsbewerber haben die Wahl aus 
über 330 verschiedenen Ausbildungsberufen in über 100 Be-
rufsgruppen (3-Steller der Klassifikation der Berufe 2010). 
Hier droht die Gefahr, dass Bewerber freie Ausbildungsstel-
len in verwandten Berufen mangels Kenntnis solcher Alter-

nativen übersehen könnten, was zur Besetzungsproblematik 
in den einzelnen Berufsgruppen beiträgt. Tatsächlich ver-
einen die Ausbildungsberufe der zehn beliebtesten Berufs-
gruppen bereits die Hälfte der sächsischen Ausbildungs-
bewerber auf sich (vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
2017b). Die registrierten Ausbildungsstellen sind demgegen-
über etwas gleichmäßiger verteilt. Ihre TOP 10 umfassen le-
diglich 43 % aller Stellen. Rechnerisch bestehen Besetzungs-
schwierigkeiten insbesondere bei den Lebensmittel- und 
Gastgewerbeberufen, den Bau- und Ausbauberufen sowie in 
zahlreichen fertigungstechnischen Berufen. Eine Ausnahme 
sind hier die Berufe der Fahrzeug-, Luft-, und Schiffbau-
technik, die auch im laufenden Berichtsjahr einen deutlichen 
Bewerberüberschuss verzeichnen. Auch in Verwaltungs-
berufen, Gesundheitsberufen sowie in zahlreichen Handels-
berufen und Berufen der Land- und Forstwirtschaft kommen 
vergleichsweise viele Bewerber auf eine Stelle.

Grundsätzlich sind die Besetzungsaussichten für die Be-
triebe umso besser, je mehr Bewerber auf eine Stelle kom-
men. Allerdings bleiben Berufsausbildungsstellen nicht nur  
in Berufen mit ausgeprägtem Bewerbermangel unbesetzt, 
sondern auch in Berufsgruppen, welche rechnerisch einen 
 Bewerberüberschuss aufweisen. Beispielsweise ist die Berufs-
gruppe Einkauf und Vertrieb von einem deutlichen, flächen-
deckenden Bewerberüberschuss gekennzeichnet; trotzdem 
blieben zu Beginn des neuen Ausbildungsjahres 75 % aller ge-
meldeten Stellen unbesetzt. Ein ähnliches, wenn auch weni-
ger drastisches Bild zeigt sich für ca. 30 weitere  Berufsgruppen, 
die trotz eines rechnerischen Bewerberüberschusses bis zum 
Beginn des Ausbildungsjahres teilweise nur die Hälfte aller 
Ausbildungsstellen besetzen konnten.

Zwei Faktoren könnten zu den Besetzungsschwierigkei-
ten bei Berufen mit rechnerischem Bewerberüberschuss bei-
tragen: erstens die bereits oben angesprochenen qualifika-
torischen Diskrepanzen und zweitens unterschiedliche regio-
nale Verteilungen von Stellen und Bewerbern in einer be-
stimmten  Berufsgruppe. Abbildung 3 stellt diese regionalen 
Ungleichgewichte exemplarisch für zwei Berufsgruppen im 
laufenden Berichtsjahr dar. Grüne Regionen sind von einem 
Bewerber überhang, graue Regionen von einem Stellenüber-
hang gekennzeichnet. Je dunkler die Farbe, desto deutlicher 
der  jeweilige Überhang. In der Berufsgruppe Speisenzuberei-
tung sind sachsenweit genauso viele Stellen wie Bewerber ge-
meldet. Die Karte in Abbildung 3 (links) offenbart jedoch, 
dass insbesondere in Südwestsachsen sowie in den Städten 
Dresden und Leipzig die Nachfrage nach Lehrlingen mit dem 
Berufsziel „Koch“ die Anzahl interessierter Bewerber zum Teil 
deutlich übersteigt, während in den Landkreisen Nordwest-, 
Mittel- und Ostsachsens mehr Bewerber als Stellen registriert 
sind. In der Berufsgruppe Büro und Sekretariat, die sachsen-
weit ein sehr günstiges Besetzungsverhältnis von 1,45 Be-
werben je Stelle aufweist, besteht hingegen ein Stadt-Land- 
Gefälle (vgl. Abb. 3 rechts): Einem Bewerberüberschuss in 
den Landkreisen steht ein Nachfrageüberschuss in den kreis-
freien Städten gegenüber.

Die regionalen Ungleichgewichte in diesen oder anderen 
Berufsgruppen könnten zu den Besetzungsschwierigkeiten 
beitragen. Sie lassen sich im Laufe des Bewerbungsprozesses 
abbauen, sofern Ausbildungsinteressierte zum Beispiel von 



34 ifo Dresden berichtet  5 / 2017

IM BLICKPUNKT

Verbänden und Arbeitsagenturen über offene Ausbildungs-
stellen auch in anderen sächsischen Kreisen informiert wer-
den und sie zugleich bereit sind, auch räumlich entferntere 
Ausbildungsstellen anzutreten. Inwieweit dies bereits jetzt 
gelingt, kann anhand der verfügbaren aggregierten Daten lei-
der nicht endgültig festgestellt werden.

Fazit

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die ak-
tuelle Situation des sächsischen Ausbildungsmarktes ver-
schiedene Entwicklungen widerspiegelt: In den letzten 
20 Jahren ist die Zahl der Schulabgänger relativ zur Zahl der 
Berufsausbildungsstellen gesunken. Obwohl dieser Quotient 
wieder ansteigt, bleibt die Bewerberzahl konstant. Dies re-
flektiert, dass heute ein höherer Anteil der Realschüler eine 
Hochschulzugangsberechtigung anstrebt als noch vor fünf 
Jahren, während gleichzeitig der Anteil an Jugendlichen zu-
genommen hat, die erst Übergangsmaßnahmen absolvieren, 
bevor sie eine Ausbildung beginnen können. Hier könnten 
auf der einen Seite erweiterte Ausbildungskonzepte (beruf-
liche Ausbildung zusammen mit Erwerb der Hochschul zugangs-
berechtigung) und auf der anderen Seite eine Anpassung der 
Ausbildungsanforderungen und Nachqualifizierungsange-
bote helfen, Ausbildungsstellen zügiger zu besetzen. Zudem 
stimmen die Berufswünsche der Bewerber und die freien 
Ausbildungsstellen der Betriebe zu wenig überein. Umfang-
reichere Informationen über das breite Spektrum der Ausbil-
dungsberufe könnten die berufliche Flexibilität der Bewer-
ber erhöhen. In weniger attraktiv erscheinenden Berufen 
dürften aber weitere Maßnahmen (Werbung, Anpassung der 
Ausbildungsvergütung) notwendig sein, um das Interesse 
der Jugendlichen wieder stärker zu wecken.
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ostDeutschlanD

Nachdem der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche 
Wirtschaft Ostdeutschlands zwei Monate in Folge gesunken 
war, stieg er im September auf den neuen Rekordwert von 
114,9 Punkten (vgl. Abb. 1). Zwar gaben die Lageeinschätzun-
gen seit ihrem Höchststand im Juni Monat für Monat gering-
fügig nach. Die Geschäftserwartungen jedoch hellten sich im 
September kräftig auf. Der ostdeutschen Wirtschaft steht ein 
goldener Herbst bevor.

Der gestiegene Optimismus zeigte sich in allen Teilberei-
chen der gewerblichen Wirtschaft. Im ostdeutschen Bau-
hauptgewerbe legte der Erwartungsindikator im September 
sogar den vierten Monat in Folge zu, die Einschätzungen zur 
aktuellen Geschäftslage verbesserten sich immerhin den 
zweiten Monat in Folge. Kein Wunder: Die Auftragsbücher sind 
nach wie vor prall gefüllt. Nur die zunehmende Knappheit von 
Arbeitskräften wirkt hemmend. Mittlerweile klagt jeder vierte 
Bauunternehmer, dadurch in seiner Bautätigkeit behindert 
zu werden. Insgesamt aber dürfte auf den ostdeutschen Bau-
stellen nach den Erwartungen der Befragungsteilnehmer 
auch in den kommenden Monaten weiter kräftig gewerkelt 
werden.

Auch in der ostdeutschen Industrie hellten sich die Ge-
schäftserwartungen im September auf, nachdem sie sich im 
August vorübergehend geringfügig eingetrübt hatten. Die 
 Auftragslage ist weiterhin sehr stabil. Zudem erwarten die 
 Be fragungsteilnehmer in den kommenden Monaten auch vom 
Auslandsgeschäft wieder etwas kräftigere Impulse. Entspre-
chend korrigierten sie ihre Produktionspläne im September 
spürbar nach oben. Die Lageeinschätzungen gaben indes auf 
hohem Niveau etwas nach, nachdem sie im Juli ein neues All-
zeithoch erreicht hatten. Die ifo Konjunkturuhr bleibt aber 
tief im Quadranten „Boom“ verhaftet.

Der ostdeutsche Handel hat sich von der positiven Grund-
stimmung der anderen Bereiche im September anstecken 
lassen. Hatten die Befragungsteilnehmer beider Handels-
stufen ihre Geschäftserwartungen zuletzt mehrfach nach un-
ten korrigiert, zeigten sie nun wieder etwas mehr Zuversicht. 
Zugleich äußerten sich die ostdeutschen Großhändler mit 
 ihren laufenden Geschäften spürbar zufriedener als noch zu 
Beginn des Quartals.

Bei alledem bleiben die Personalpläne der Befragungsteil-
nehmer expansiv ausgerichtet. Besonders in Industrie und 
Bauhauptgewerbe dürfte die Beschäftigung bis zum Jahres-
ende nochmals wachsen.

Michael Weber*

ifo Konjunkturumfragen Ostdeutschland und 
Sachsen: Wirtschaft legt noch eine Schippe drauf

* Dr. Michael Weber ist wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Niederlassung 
Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der 
Universität München e. V.
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sachsen

Auch im Freistaat Sachsen erreichte der ifo Geschäftsklima-
index im September ein neues Rekordniveau (vgl. Abb. 2). 
Hierzu trugen sowohl die Lage- als auch die Erwartungsein-
schätzungen der Befragungsteilnehmer bei, die sich beide im 
September auf hohem Niveau verbesserten. Die sächsische 
Wirtschaft legt eine weitere Schippe auf.

Im August und September liefen die Geschäfte in allen 
Bereichen der gewerblichen Wirtschaft sehr zufriedenstel-
lend. Der sächsische Einzelhandel meldete im September so-
gar einen neuen Rekord beim Lageindikator. Die Industrie 
konnte ihren Rekord vom Juni nicht ganz halten; die Lage-
einschätzungen notierten leicht niedriger. Das Bauhaupt-
gewerbe hatte seinen Rekord bereits im Mai erreicht und 
 seitdem Monat für Monat etwas weniger zufriedenstellende 
Geschäfte gemeldet. Im September wurde dieser Trend nun 
vorerst unterbrochen.

Bei den Geschäftserwartungen zeigt sich über alle Teil-
bereiche hinweg ein einheitliches Bild: Die Befragungsteil-
nehmer präsentierten sich im August weniger optimistisch 
als noch im Juli. Im September nahm ihre Zuversicht aber be-
reits wieder zu; in Industrie und Bauhauptgewerbe über-
schritt der Erwartungsindikator sogar den Juli-Wert. Dabei 
äußerten sich die sächsischen Vorleistungsgüterproduzenten 
im September besonders optimistisch. Insgesamt nahm in 
der sächsischen Industrie die Zuversicht zu, in den kommen-
den Monaten auch im Ausland wieder bessere Geschäfte täti-
gen zu können. Die Produktionspläne wurden erneut ange-
hoben. Die ifo Konjunkturuhr für das Verarbeitende Gewerbe 
Sachsens bewegt sich weiterhin tief im Quadranten „Boom“. 
Auch im sächsischen Bauhauptgewerbe stehen alle Vorzei-
chen auf Boom. Die Auftragsbücher waren noch nie so voll wie 
jetzt. Ein Wermutstropfen ist jedoch auch hier der zuneh-
mend beklagte Arbeitskräftemangel.

Die Arbeitsmarktaussichten selbst bleiben hervor-
ragend. Industrie, Bauhauptgewerbe und Großhandel be-
kräftigten im September ihre Absicht, in den kommenden 
 Monaten mehr Personal einzustellen. Nur die sächsischen 
Einzelhändler nahmen ihre Personalpläne zurück, nachdem 
sie sie erst im August nach oben korrigiert hatten.
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Am 28. und 29. september 2017 fand der 7. ifo Dresden 
Workshop on regional economics in den Räumlichkeiten 
der ifo Niederlassung Dresden statt. Der zweitägige Work-
shop wurde erneut in Kooperation mit der Technischen 
 Universität Braunschweig organisiert. Inhaltliche Schwer-
punkte der diesjährigen Veranstaltung waren die Aus-
wirkungen von Förderpolitiken und der regionale Struktur-
wandel.

Im Rahmen der Dresdner Vorträge zur Wirtschaftspolitik 
sprach am 9. oktober 2017 Prof. Stefan Homburg zum 
Thema „Welche Zukunft hat die EU?“. Stefan Homburg ist 
Professor an der Leibniz Universität Hannover und Direktor 
des Instituts für Öffent liche Finanzen. Seine Forschungs-
schwerpunkte liegen im Bereich der Öffentlichen Finanzen, 
insbesondere Steuern. Er ist Sachverständiger bei Anhörun-
gen des Finanzausschusses, des Haushaltsauschusses und 
des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages.

Am 1. und 2. Dezember 2017 wird der 11. Workshop on 
 political economy in den Räumlichkeiten der ifo Niederlas-
sung Dresden abgehalten. Auch in diesem Jahr wird die ge-
meinsame Veranstaltung der Technischen Universität (TU) 

Braunschweig, der Technischen Universität (TU) Dresden 
und des ifo Instituts Dresden durch das Forschungsnetz-
werk CESifo unterstützt. Mit Prof. Martin Paldam (Depart-
ment of Economics and Business, Aarhus University) und 
Prof. Toke S. Aidt (Faculty of Economics, University of Cam-
bridge, and Director of Studies in Economics at Jesus Col-
lege) konnten herausragende Wissenschaftler als Keynote 
Speaker gewonnen werden. Im Rahmen des Workshops 
werden sowohl theoretische als auch empirische Arbeiten 
auf dem Gebiet der Politischen Ökonomie vor einem inter-
nationalen Teilnehmerkreis diskutiert.

Am 26. und 27. Januar 2018 veranstaltet die Dresdner 
 Niederlassung des ifo Instituts zusammen mit der Hel-
mut-Schmidt-Universität Hamburg den 12. ifo Dresden 
Workshop makroökonomik und konjunktur. Der Work-
shop bietet Nachwuchsforschern ein Forum für die Diskus-
sion ihrer laufenden Forschungsarbeiten aus der Konjunk-
turforschung und der makroökonomischen Politik.

Weiterführende Informationen zu diesen Veranstaltungen 
finden Sie auf der Homepage von ifo Dresden (www.ifo-dres-
den.de) unter der Rubrik Veranstaltungen.

ifo Veranstaltungen
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Joachim Ragnitz, stellv. Geschäftsführer der Niederlassung 
Dresden besuchte auf Einladung des Institute for Unifica-
tion Education vom 9. September bis zum 22. September 
2017 im Rahmen eines Visiting Professorship-Programms 
Südkorea. Neben Vorträgen an Universitäten und For-
schungsinstituten führte er auch themengesprochene Ge-
spräche mit Vertretern des koreanischen Wiedervereini-
gungsministeriums und nachgeordneter Behörden.
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